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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurt, Delitzſch Bikkerfeld,
Naumburg Wrißenfels- Zeit, Wittenberg Schweinitz, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckarksberga
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Die Brobe aufs Kaffernkartell.
Die erſte Flitterwoche liegt nun hinter dem neuvermählten

Paare. Mehr als einmal iſt in dieſer kurzen Probezeit die
innere Abneigung zwiſchen dem konſervativen Gatten und der
Rberalen Gattin bereits zum Ausdruck gelangt. Nur dem
h der ſie miteinander verkuppelt hat, erwieſen ſie ſich

sher geren Lange wird auch dieſe Dankbarkeit nicht
dauern. Vorerſt zeigen ſich die zwangsweiſe Gepaarten als
r ſte Claque aller redenden Reichskanzler und Staatsekretäre. V freilich das Kaffernkartell über den „ſtürmiſchen

Beifall“ hinaus noch „poſitive Arbeit“ wird leiſten können,
ſcheint ihm ſelbſt recht fraglich zu ſein. So gibt die konſervativ-
agrariſche D. Tgsztg. zu, nach den ſiebentägigen Etatsdebatten
in dieſem Punkte „nicht viel klarer zu ſehen“. Das Berl.
Tgbl. ſchrieb am Sonntag in ſeiner Wochenüberſicht:

Nach ſeiner (Bülows) Anſicht läßt es ſich ermöglichen, auf
den konſervativen Stamm ein liberales Reis aufzupfropfen.
Wird dieſes Reis auf der weſensfremden
Unterlage anwachſen, wird es Blüten treiben?
Nur das Experiment wird die Skeptiker auf beiden Seiten
eines anderen belehren können.

Allzu „weſensfremd“ iſt ja der konſervative Stamm für das
aufzupfropfende liberale Reis nicht mehr. Aber ſo gleich geartet
ſind beide doch nicht, daß das Reis anwachſen und Blüten
treiben könnte. Nur für einige der in naher Ausſicht ſtehen
den Reformen gibt die D. Tgsztg. die Möglichkeit einer beider
ſeitigen Verſtändigung zu, nämlich für die Reform des Straf
rechts, das dann naturgemäß noch ſtärker im Sinne nackter
Klaſſenjuſziz gehalten ſein würde, als es bereits beim jetzigen
Strafrecht der Fall iſt, und bei reichsgeſetzlicher Regelung des
Vereins und Verſammlungsrechts, das in ſeiner neuen Faſſung
gleichfalls den Wünſchen der extremen Reaktienäre angepaßt
ſein müßte. Aber ſchon in der Frage der Börſengeſetz-Reform,
bei welcher der Gegenſatz zwiſchen dem agrariſchen und dem
induſtriellen Kapitalismus ſich nicht mehr verſchleiern laſſen würde,
erſcheint es der D. Tgsztg. „außerordentlich zweifelhaft“, ob
die Verſtändigung zwiſchen den Neuvermählten möglich ſei.
Daß ſchließlich bei der Beratung handelspolitiſcher Abmachungen
die neue Mehrheit auseinandergehen werde, ſei nicht nur leicht
möglich ſondern ſogar wahrſcheinlich.

Das Agrarierblatt denkt übrigens vom Freiſinn edel genug,
um weiter zu bemerken, daß eine „dauernde und tiefe Spaltung“
aus ſolchen Meinungsverſchiedenheiten nicht zu befürchten ſei.
Trotzdem glaubt die D. Tagesztg. dem Reichskanzler empfehlen
zu müſſen, keine Geſetzentwürfe einzubringen und keine Maß-
regeln zu treffen, die als Sprengbomben wirken könnten.
Mit anderen Worten: in dem Augenblick, in dem die Rechte
merken würde, daß die „liberale Aera“ mehr ſei als bloßer
Wind, würde ſie ihren alten Freunden vom Kaffernkartell ſo-

und dir Mansfelder Kreiſe.

fort den Orlog erklären. Solange aber die Freiſinnigen bleiben
wie ſie ſind, und nur im Reichstag unter dem johlenden Ge-
lächter der Junker die „Errungenſchaften ihres Aufſchwungs“
ſchwatzhaft preiſen, haben die Konſervativen keine Urſache, ihr
Verhältnis zum Liberalismus zu revidieren. So wie es iſt,
gefällt es ihnen ausnehmend gut.

Auch der geſtrige, ſiebente Tag der Etatdebatte im Reichs-
tage gab noch keine Gelegenheit zu offenem Zanke zwiſchen
den Gepaarten. Denn zuerſt ließ Bülow ſeinen Löbell noch
einmal gegen das Zentrum los. Herr v. Löbell, der Chef der
Bülowſchen Reichskanzlei, gehörte 1898 dem Reichstage als
Mitglied an. Er hatte in Brandenburg unſern Genoſſen Peus
verdrängt. Bei der Wahl war es jedoch ſo unſauber zuge-
gangen, daß der Reichstag das Mandat Löbells am 1. Mai 1900
für ungültig erklärte. Bei der Nachwahl fiel Löbell durch;
Peus erlangte wieder ſein Mandat.

Jn der kurzen Zeit ſeiner Reichstagstätigkeit hat ſich jedoch
Löbell dadurch unvergeßlich gemacht, daß er in der Zuchthaus-
Vorlage den Kampf des Glaubens wider den Unglauüben ver-
körpert ſah. Junker Löbell iſt ſeitdem, nicht ohne daß Miquels
Gnadenſonne ſeine Entwickelung befördert hätte, vom Landrat
in Weſthavelland zum Chef der Reichskanzlei aufgeſtiegen und
fungiert jetzt als Regiſſeur aller Techtelmechteleien mit den
diverſen Parteiführern im Reichstage und im Dreiklaſſen-Par-
lament. So hat er denn auch wegen des Pöplau mit Erz-
berger eine Unterredung gehabt. Er hat darüber ein einſeitiges
Protokoll aufgenommen und krebſt nun mit dieſem herum. Wir
haben keine Veranlaſſung, uns für den Heros Erzberger zu er-
wärmen; aber das Beifallsgebrüll, mit welchem das Hotten-
tottenKartell geſtern den Löbellſchen Verſtoß begleitete, iſt be-
zeichnend für die Genügſamkeit mit der die kartellierten Poli-
tiker ſich geiſtige Waffen von der Regierung liefern laſſen.

Der chriſtlich-ſoziale Behrens vermengte einige ſozialpolitiſche
Forderungen mit Zetern über die Sozialdemokratie. Scharf
und ſchneidig, nicht ohne Witz ſprach der elegante Polengraf
Mielezinsky. Der heilige Paaſche auf dem Präſidentenſtuhl
wurde wieder einmal nervös. Den nationalliberalen Herren
ſcheinen ihre Tropenſpritztouren ſchlecht zu bekommen. Herr
v. Hertling, Vertreter des konſervativen Zentrumsflügels,
Ariſtokrat, Sozialiſtenfeind, Sammlungspolitiker, ſah ſich 85nötigt, gegen Freund Bülow zu polemiſieren, den er bis
Algeciras mit mehr Eifer als Tatſachenkenntnis verteidigt hatte.
Herr v. Hertling erledigte ſich nicht ungeſchickt der neuen Auf-
gabe. Sehr hübſch war ſein Nachweis, daß Fürſt Bülow alle
ſeine Tiraden gegen den Mitzbrauch der ausſchlaggebenden
Zentrumsſtellung dem Fürſten Bismarck entlehnt hat. Nur
daß die Bismarckſchen Anklagen ſich 1878 gegen die national-
liberale Partei gerichtet hatten. So hat die politiſche Elſter
aus der Wilhelmſtraße gleichzeitig Clemenceau und Bismarck
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geplündert; dem erſteren iſt bekanntlich wörtlich der Kriegsruf
oom 13. Dezember entlehnt.

Dann ſprach geſtern Genoſſe David. Er tröſtete den
Zentrumsredner, die Trennungsſchmerzen würden nicht ewig
währen. Schon ſehnt ſich der konſervative Teil des neuen
Ehepaares ins ultramontane Ehebett zurück.

Ueber die Paarung, die ſchon Graf Mielcezinsky witzig ver
ſpottet hatte, fand unſer Redner neue Wendungen ätzenden
Hohnes. Gegenüber Bülows nun allmählich ekelhaft werdendem
Krebſen mit Dresden betonte er die unbedingte Parteitreue der
als reviſioniſtiſch bezeichneten Parteigenoſſen. Jn glänzender
Weiſe legte unſer Redner dar, daß die preußiſche Junkerpolitik
wahrhaft antinational iſt, und daß es die Sozialdemokratie iſt,
welche die wirklichen Jntereſſen der Nation vertritt. Ergötzlich
waren die Proben vom guten Ton der Gegner, die Genoſſe
David gab. Nachdem Erzberger noch in einer perſönlichen
Bemerkung für den folgenden Tag Abrechnung mit Löbell
in erfreuliche Ausſicht geſtellt hatte, vertagte ſich das Haus.
Die erſte Woche des praktiſchen Ehelebens im Kaffernkartell
war mit geſtern abgelaufen. Bülow hat ſich ſeit Dienstag voriger
Woche nicht mehr im Reichstage ſehen laſſen, nicht immer wird
der Haß gegen die Sozialdemokratie das Eheband bilden können,
das Konſervative und Liberale zuſammenhält. Und mit Behagen
können wir der Zeit entgegenſehen, wo die Kaffernkartellierten
ihre Toilettengeheimniſſe vor der Welt ausplaudern werden,
dann heißt es: Naſen zul!

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 5. März 1907.

Die neue Halsgerichtsorduung Bülows.
Unter den Spenden, die Fürſt Bülow aus dem Füllhorn der

liberalen Aera auf ein beglüches Vork herabzuſchüt.en gedenkt,
iſt von ihm ſelbſt auch die Reform des Straf-Pro-
zeſſes genannt worben. Die liberale Preſſe hat dieſe Ver
kündigung mit einem langgebehnten Ah! der Erwartung auf-
genommen, gleich, als ob es ſich um etwas Neues und uner-
hört Liberales handeln würde, und dabei völlig der vielen un
heilvollen Vorzeichen vergeſſen, mit denen ſich dieſe Reform-
ſeit Jahren ankündigte. Ein eigentlichen Regierungs Entwurf
exiſtiert noch nicht oder liegt wenigſtens noch nicht vor, wohl
aber ſind die Vorſchläge der ſtaatlichen Kommiſfion
bekannt, die von dem Reichsjuſtigamt aus Jur ſten und
Re chsdagsabgeordneten (unter Ausſchluß der ſogzialdemokrati
ſchen) gebildet worden war. Das Werk dieſer Kommiſſion,
das im Mai 1905 veröffentlicht wurde, beſeitigte keinen der
Mängel, die als die drückendſten empfunden worden waren,
enthielt dafür aber deſto mehr Beſtimmungen, die die Stellung
des Angeklagten gegenüber dem Staatsanwalt und dem Richter

„Sz e ,ck V. TT qhqhdò-— ;5G G23 Manon.Die Geſchichte eines Leichtſinnigen.
Von Ant. François Prevoſt.

Dieſe Anſprache mußte ihn überraſchen, und er blickte mich
eine Weile an, ohne mir zu entworten. Da ich keine Zeit zu
verlieren hatte, ſo ergriff ich abermals das Wort, um ihm zu
er wie dankbar ich ſeine Güte anerienne, daß jedoch die
Freiheit das höchſte aller Güter ſei, beſonders für mich, dem

ſie ſo ungerechterweiſe geraubt habe; ich ſei alſo ent
ſchloſſen, ſe noch dieſe Nacht und um gen Preis wieder zu
erobern. Damit es ihm nun nicht einfalle um Hilfe zu rufen,
zog ich mein Inſtrument aus der Rocktaſche. „Eine Piſto ol“
rief er aus. „Sie wollen mir das Leben nehmen als Er-
kenntlichteit für alle meine Nachſicht „Gott behüte!“ er-
widerte ich ihm. „Sie beſitzen zuviel Verſtand, um mich in
dieie bittere Notwendigkeit zu verſetzen; aber ich will frei ſein,
und bin ſo feſt entſchloſſen, daß wenh meil Plan durch
Jhre Schuld vereitelt wird, es auch um Sie geſchehen iſt!“

as 42 e ich Jhnen getan, mein Sohn begann er wieder

man

mit zitternder Stimme und bleichem Antlitz „„Was ür
einen Grund haben Sie, meinen Tod zu wollen „Jch
wal Sie js nicht töten!“ rief ich ungeduldig aus. „Wollen
Sie Ihr Leben erhalten, ſo ſchließen Sie das Tor avf, und

bleibe Jhr beſter Freund.“ Ich ſah die Schlüſſel auf dem
f liegen und bat ihn, mir ſo geräuſchlos als möglich zu
olgen

Er war gezwungen ſich r fügen. Während unſeres Weges
und als er das Tor aufſchloß, wiederholte er ſeufzend: „O,
mein Sohn! O, wer hätte das gedacht!“ Still, mein
Vater!“ wiederholte ich mehrmals. „Still!“ Endlich kamen
wir zu einer Art Schranke, die vor dem großen Eingangstor
angebracht iſt. Schon glaubte ich mich frei; ich ſtand hinter
dein Superior und hielt in einer Hand des Licht und in der
andern die Piſtole.

Während er aufſchloß, öffnete ein Dieger, welcher im Erd-
geſthoß ſchlief und von dem Geräuſch der zurückgeſchobenenRicpe geweck ward, die Tür und ſah heraus. Der gute
Superior hielt ihn jedenfalls für fähßg, mich aufzuhalten, Und
befahl demſelben ihm zu Hilfe zu kommen. Es war ein
tämm er Burſche, der ohne lange u über egen auf mich los-türzte ch, war nicht faul un hob ihn mitten durch die

Si Werk, Vater ſagte ich giemüichſtets zu t e Suſecior rer vaburd nicht

aufhal.en,“ fügte ich hinzu, indem ich ihn zur letzten Türe
drängte. Er wagte nicht, mir das Auſſchließen zu verweigern.
Jch kann glücklich hinaus und fand wenige Schritte entfernt
Lescaut mit zwei unſerer Freunde.

Wir ſuchten das Weite. Lescaut fragte mich, ob er nicht
einen gehört habe. „Es iſt Jhre Schuld,“ ſagte ich,
„warum brachten Sie mir eine geladene Piſtole Den-
nyh denkte ich ihm, daß er dieſe Vorſicht gebraucht hatte,
ohne welche ich wohl noch lange in Saint-Lazare geblieben
wäre Wir brachten die Nacht in einem Gaſthofe zu, wo ich
mich für die ſche echte Koſt ent chädigte, mit der ich mich ſeit
faſt drei Monaten hatte begnügen müſſen. Doch konnte ich
nicht heiter ſein Manon lag mir zu ſehr im Sinn. „Sie
m u ß befreit werden,“ ſagte ich zu meinen Freunden. „Nur
deshalb trachtete ich ſelbſt nach Freiheit. Euch bitte ich nur,
mir mit Eurer Gewandtheit, mi Eurem Verſtande zu helſen,
ich aher, ich bin geſonnen, mein Leben daran zu ſetzen!“

Lescaut, dem es weder an Verſtand noch an Vorſſcht ſehlte,
machte mich darauf aufmerkſam, daß man „im Sturm“ handeln
mü'e, meine Entweichung aus Saint-Lazare und das Unglück,welches mir dabei paſſiert ſei, müſſe Aufſehen erregen, der
P !tzeipräſident würde mich ſuchen laſſen, und ſein Arm reiche
weit; kurz wollte ich noch Schlimmerem ausgeſeßt ſein als
Sarnt-Lazare, ſo müſſe ich mich einige Tage verborgen hal-
ten bis das erſte Feuer meiner Feinde ausgetobt habe. Sein
Rat war weiſe, aber ich hätte es ebenfalls ſein müſſen. um
ihn za bef en. Eine ſolche Langſamkeit, ſolche Rückſichten
verteugen ſich nicht mit meinem Ungeſtüm. Fch ließ mich zu
nich s weiter bewegen als zu dem Verſprechen, den ganzen
nächſien Tag zu verſchlaſen. Er ſchloß mich in ſein Zimmer
ein und da blieb ich bis zum Abend.

Einen Teil dieſer Zeit brachte ich mit Plänen und Ent-
würſen zu Manons Befreiung hin. Jch war überzeugt, daß
ihr Gefängnis noch weit ſchwieriger zu durchbrechen war als
das meinige. Hier handelte es ſich nicht um Gewalt ſondern
um Liſt; aber mein Er indungsgeiſt blieb unruchtbar. Es
wollte ſo wenig Tag werden daß ich weiteres Grübe'n auf
ſchob. bis ich Erkundigungen über das Jnnere des Hoſpitals
eingezogen haben würde.

Kaum hatte d'e Nacht mir meine Freiheit wiedergegeben, ſo
bat ich Lescaut, mich zu begleiten. Wir knüpften mit einem
der Portiers ein Geſpräch an. Jch gab mich für einen Frem-
den aus, welcher mit größtem Lob von dieſer Anſtalt und den
darin beſolgten Regeln ſprechen gehört hatte. fragte ihn nach
den kle r den bis wir endlich auch auf die Admint
ſtratoren zu ſpre kamen, nach deren Namen und Eigen-

aften ich forſchte. Seine Antworten in dieſem letzten Punktere auſ einen Gedanten, zu dem ich mir ſofort Glück
wünſchte indem ich ungeſäumt an ſeine Ausführung ging. Jch
fragte ihn ſo nebenbei, ob dieſe Herren Kinder hätten.
konnte mir darüber keine genaue Auskunft geben, außer von
Herrn von T., der einen erwachſenen Sohn beſaß, welcher zu
weilen mit ſeinem Vater nach der Anſtalt kam. Das ge-
nügte mir.

Bald brach ich das Geſpräch ab und teilte Lescaut auf un
ſerm Heimwege meinen Plan iit. „Jch nehme an,“ ſagte ich,
daß Herr von T., der Jüngere, welcher reich und von guterFamilie iſt, wie die me ſten Leute ſeines Alters das Ver-
nügen liebt. Er kann die Weiber nicht haſſen, noch ſo lächer-kich ſein, jemand in Liebesange egenbeiten einen Denſt abzu

ſch.agen. Ich habe beſchloſſen, ihn für Manons Befreiung zu
intere ſieren. Iſt er ein Mann von Ehre und Gefühl, ſo ge-
währt er uns ſeine Hilſe aus Großmut. Wird er nicht von
ſolchen Motiven bewegt, ſo wird er für ein ſchönes Mädchen
doch etwas tun, ſei es nur in der Hoffnung, ihre Gunſtbezeu
gungen zu gewinnen. Jch will ihn ba.d aufſuchen ſchon
morgen. Mein Plan macht mich ſo ruhig e ich will das
Beſte erwarken!“

Lescaut gab zu, daß viel Wahrſcheinliches in meinen Jdeen
läge und wir hoffen dürſten, auf die em Wege etwas zu er
reichen. Jch brachte dieſe Nacht beſſer zu, ruhiger und gedul
diger. Als der Morgen gekommen war, kleidete ich mich ſo
elegant, als es mir bei meiner Armut möglich war, und ließ
mich von einem Fiaker nach dem Hauſe des Herrn von
fahren. Der Beſuch eines Unbekannten ſetzte ihn in Verwunde-
rung. Seine Züge ſeine Höflichkeit flößten mir ſofort Ver
trauen ein ich hoffte das beſte, und um eine Empfindungen
zu reizen. ſchilderte ich meine Geliebte und meine Leidenſchaft
für ſie als zwei Dinge, die nur mit e'nander ſelbſt verglichen
werden konnten. Er ſagte mir, er habe Manon zwar nie ſelbſt
geſehen, aber von ihr ſprechen hören, wenn es ſich um dieſelbe
Manon handle, welche die Geliebte des alten G. M. geweſen
ſei. Ohne Zweifel wußte er, welche Rolle ich in dieſem
Abenteer ge'pielt hatte. und um ihn durch mein Vertrauen
noch mehr für mich einzunehmen erzäh te ich ihm alle meine
und Manons Erlebniſſe. „Sie ſehen, mein Herr, ſchloß ich
„die teuerſten Jntereſſen meines Lebens und meines Herzens
ſind in Jhrer Hand! Jch habe kein Geheimnis vor Jhnen.
weil ich Jhren Edelmut kenne und weil die Gleichheit unſeres
Aliers mich offen läßt, daß unſere Neigungen ebenſo überein-
ſtimmen dürften.“

(Fortſetung folgt.



weiter r r Das ſchriſtſiche und ime Vorverfahren ſollte beibehalten werden, die Thee
der Berw ung wurde nur gegen „Kompem alionen“ zugeſtanden:
das Wiederauſnahmeverſahren ſollte beſchränkt und das Recht

des Angerlagien auf Vernehmung ſe ner Zeugen beſeitigt wer
den. Strafkammern und Schwurgerichte ſollten durch Schöffen
gerichte erſetzt werden in denen der Enſiuß des Laienelements
dem der gelehrten Rich er unterliegen mußte.

Nun hatte der Berliner Anwaltverein aus ſeiner Mitte eine
rivate Struſprozeßkommiſion gebildet, deren Aufgabe ſein

ollte, ſich an der Beurbeitung der Vorſchläge zu beteiligen,
eiche d'e vom Reichsjuſtizamt einberwene Kommiſſion für die

Reform des Stra'prozeſſes gemacht hat und machen würde.
Dieſe private Komm 'ſſion iſt nun zu dem entſcheidenden Schritt
gelangt, die „poſitive Mitarbeit“ an dem Werke der ſtaatlichen
Kommiſſion zu verweigern und ſie begründet dieſen Ent-
ſchluß in der neueſten Nummer der Juriſtiſchen Wochenſchrift
mit einer Erklärung, in der es he ßt:

Die Kommiſſion iſt einſtimmig zu der Ueberzeugung
elangt, daßz die Vorſchläge der ſtaatlichen Kommiſ-
on keine Grundlage für eine zeitgemäße Geſtaltung

des Verfahrens bilden, daß ſie der geſchichtlichen
Entwicklung des deutſchen Strafverfahrens ebenſo
ferne ſtehen, wie dem gegenwärtigen Volksempfinden

Und den Volksbedürfniſſen,
Der Arbeit der ſtaatlichen Strafprozeßkommiſſion iſt damit ein
wahres und nur zu gerechtſertigtes Todesurteil geſprochen
worden. Wie aber das Recchsjuſtizamt, die verbündeten Re-
gierungen und ſchließlich der Reg erungsb'ock von Oidenburg
bis Ablaß urteiſen werden, bleibt ungew ß. Das Recchsjuſtiz-
amt müßte de ganze Vorarbeit der Komm ſion preisgeben und
das Reſormwert auf völlig neuer Grundlage aufbauen wenn
etwas Annehmbares geſchaffen werden ſollte. Dazu beſteht aber
nicht die mindeſte Ausſicht: denn Wünſche, die auf Oeffent
lichkeit und Mündlichkeit des Vorverfahrens, Heranz ehung aller
Volksklaſſen zur Recht prechung, Un'erſtellung aller politiſchen
und Preßangelegenheiten unter Geſchworenengerichte hinzielen,
kurz, die dem Reformwerke wirklich den Namen eines libe-
ralen verlerhen würden ſolche Wünſche gehören in de
Kategor e der „perfiden und phanm aſti chen Forderungen“, die
ein guter Patriot gar nicht zu denken, geſchweige denn zu
ſtellen wagt.

Jn derſelben Rede, in der Reichskanzler Fürſt Bülow die
Reform des Strafrechts und Straſprozeſſes ankündigte ſprach
er auch von einer bevorſtehenden „Reform des Verens- und
Verſamm ungsrechts“. Seitdem haben wir in verſchiedenen
freiſinnigen Blättern die Behauptung gefunden. daß der Reichs-
kanzler in einer Rede vom 25. Februar ein freies Ver-
eins- und Verſammlungsrecht verſprochen“. Ohrenzeugen und
das amtliche Protokoll beſtätigen, daß der Reichskanzler das
Wort „frei“ nicht ausgeſprochen hat. Der Liberalismus leidet
alſo offenbar an Sinnestäuſchungen des Gehörs, und darauf
iſt es wohl auch zurückzuführen daß die bürgerliche Linke die
Ankünd' gung der Straſprozeßreform durch den Rechskanzler
mit ſolchem Jubelgeſchrei begrüßte, as hätte ſie eine Schlacht
gewonnen.

Wie das Geld der Steuerzahler in den Kolonien ver
ſchleudert wird,

darüber gibt ein Herr Schowalter, der Pfarrer in Jettenbach
in der Pfalz iſt, intereſſante Aufſchlüſſe. Herr Schowalter iſt
ein vorzüglicher Kenner der ſüdweſtafrikaniſchen Verhäliniſſe
und hat im Stöckerſchen Reich mit einer Artikerſerie über Süd-
weſtafrika begonnen. Jm erſten Artikel ſtellt er eine Re.he-
von Forderungen des Tages auf, von denen die erſte dahin
geht, daß das Deutſche Reich noch mindeſtens 100
Millionen für ſüdweſtafrikaniſche Bahnen bewilligen
müſſe, Um die Bahn Lüderitzbucht--Keetmanshoop auch durch
eine Längsbahn mit Windhuk und Warmbad zu verbinden.

Herr Schowalter wünſcht allerdings, daß dieſe hundert
Millionen durch Erſparniſſe auf der andern Seite einiger
maßen ausgeglichen werden möchten. So führt er aus, daß
es ein Unrecht ſei, daß heute noch ſämtliche Truppen Krieg s-
zulagen bezögen da ſich doch ſchon ſeit länger
als einem Jahr nur noch ein verhältnismäßig
kleiner Teil auf dem Kriegsſchauplatze befinde. Ein
Leutnant bekomme zurzeit 550 Mark im Monat, freie Woh-
nung und im Felde freie Verpflegung, ſo daß er in der Lage
ſei, erhebliche Erſparniſſe zu machen. Auch die Zivilbeamten,
die ſich auf das militäriſche Vorbild beriefen, müßten mit einer
Gehaltsreduktion fürlieb nehmen. Hätten wir doch draußen
Beamie, die in der Heimat kaum 1800 Mark verdienen würden
und draußen über 6000 Mark nebſt möblierter Wohnung er
hielten, wovon ſie nur durchſchnittlich 120 bis 150 Mk. monat-
lich für Verpflegung bezahlen müßten. Andere, die zu Hauſe
3000 Mk. beziehen würden, erhielten in Südweſt 10 000 Mk.
nebſt möblierter Wohnung, Dienſtpferd, Bedienung uſw.

Ferner müſſe den alten Anſiediern der Kriegsſchaden ver-
gütet werden. Aber es dürfe andererſeits auch nicht dahin
kommen, daß reiche Anſiedler, die durch Begünſtigung
ſeitens der Regierung im Kriege ohne Verdienſt und
Würdigkeit Vermögen gemacht hätten, nun
auch noch auf Koſten des deutſchen Volkes für alle Kriegs-
verluſte ſchadlos gehalten werden. Kolonialdirektor Dern-
burg zitiere immer einen Anſiedler, der reich geworden ſei
und führe dieſen in jeder Verſammlung von neuem vor.
„Warum, weiß ich nicht. Denn wir haben viel
reichero Leute, als ihn in Südweſt. Jch kenne vier Brüder,
die haben zuſammen mehr als 200 000 Hektar Land und auf
eine Reihe wertvoller Farmen das Vorkaufsrecht und das alles
faſt nur als Nebenberrieb!“ Solche großen Beſitzer müßten
unter allen Umſtänden, wie auch die Landgeſellſchaften z u
den Kriegskoſten herbeigezogen werden.

Man ſieht aus dieſen Ausführungen eines Südweſtafrikaners,
wie der Weizen gewiſſer Kolonialintereſſenten in Südweſtafrika
gerade wegen des Krieges geblüht hat. Die Forderungen
des Herrn Schowalter werden, ſoweit die Steuerpflicht für die
Kriegskoſten ſür unſere Kolonialagrarier und Kriegrebbach-
macher in Frage kommt, ſchwerlich erfüllt werden. Wohl aber
werden ſeine Forderungen, weitere hundert Millionen Mark in
den blutgedüngten ſüdweſtaſrikaniſchen Sand hineinzuſtecken,
bei unſern Kolonialſpekulanten geneigtes Gehör finden!

Wer treibt Terrorismus
Unſere Gegner ſagen natürlich: die Sozialdemokratie! Daß

aber vom Unternehmertum bei jeder paſſenden oder unpaſſen-
den Gelegenheit der ärgſte Terrorismus getrieben wird, wäh-
rend wir nur gegen dieſen Terrorismus Abwehrmaßregein er
greifen, haben wir ſchon oft nachzuweiſen Ge egenheit gehabt.
Aber wie es jetzt die Kohlenmagnaten im Rheinlande treiben,
ſpottet aller Beſchreibung. Denn der Verluſt des Rieſen-
induſtriekreiſes Du sburg-Mülheim, der Kreis, in dem ein
Stinnes und Thyſſen und ähnliche Größen reſidieren, ſcheint
das Scharfmachertum in eine geradezu maßloſe Wut verſetzt

e

zu haben. Daß Maßregelungen unſerer Genoſſen, ſoweit die
ſelben durch die Macht des Prohzentums erreichbar, ointreten
würden, war vorauszuſehen; aber daß dieſe Maßregelungen
ſich auch gegen die katholiſchen Arbeiler, die unſern Ge
noſſen Hengsbach in der Stichwahl gewählt haben, mit ſolcher
Schärfe richten würden, wie das jett der Fall iſt, das hat
man doch nicht erwartet. Bisher galt das Junkertum als
der brutalſte, aber auch ehrlichſte Feind der Arbeiterbewegung.
Es ſcheint jedoch, als oh ihm das rheiniſcheweſtfäliſche Schlot
junkerium die Palme der Brutalität ſtreitig machen will. Das
Organ der Kapitalprotzen, die Rhein und Ruhrzeitung, ſor-
dert heute nicht mehr und nicht weniger als den Bohkott
der geſamten Geſchäftsleute, die im Verdacht
ſtehen, in der Stichwahl für Hengsbach geſtimmt zu haben,
ſowie die Maſſenmaßregelung der Arbeiter. Weil nun aber
das Kafſernkartell im Duisburger Wahlkreiſe ebenfalls von den
„beſſeren“ Katholiken einen anſehnlichen Zuwachs erhalten hat,
ſo ſoll der Geſchäſtswelt gegenüber Vorſicht geübt werden. Die
Rhein und Ruhrzeitung ſchreibt:

Man würde durch einen Bohykott der katholiſchey
Geſchäftsweit zum großen Teil ſich die Leute entfremden,
die in der Stunde der Not mit den nationalen arteien
Schulter an Schulier kämpften. Jn Privatkreiſen muß man
alſo ſehr ſorgfältige Muſterung halten, ehe man die ſchwarzen
Böcke in die Wüſte ſtößt. Lieber ein ſolches ſchwarzes
Schaf ungeſtraft laufen laſſen, aſs Tauſenden unſerer gut
natienalgeſinn'en katholiſchen Mitbürger Grund zu geben,
üher pol'tiſche Ungerechtigkeit zu klagen.“

Andere Töne ſchlägt das Scharfmacherorgan gegen die Ar-
beiter an. Das charakteriſtiſchſte ſind folgende Sätze:

Weſentlich wich iger als die Geſinnungsſchnüfſelei in den
Kreiſen der ka holiſchen Geſchäftswelt uſw. ſcheint
es uns die Aufmerkſamkeit der Jnduſtrie auf einen Punkt
zu lenken, der bisher leider viel zu wenig Beachtung fand,
der die nationale Niederlage zum guten Teil mit verſchuldei
at Die Annahme der Arbeiter liegt auf dieſen

Werken zum Teil in Händen, die keineswegs irgendwelche
na iongen Jntereſſen im Auge haben, ſondern ganz ein
ſeitig andere politiſche Wünſche berückſichtigen. ür einen
evangeliſchen Arbeiter hält es auf manchen Werken nament-
lich in Zeiten wiriſchaftlicher Ruhe, ganz außerordentlirh
ſchwer, lohnende Arbeit zu bekommen. Die ſchwarzen und
roten Agitatoren die auf den Werken unter den Augen der
Meiſter und Betriebsbeamten ganz offen rüchſich'sſo e Vro

aganda treiben ſollte man ſcharf ins Auge faſſen und ihnen
bei geegener Zeit die Möglichkeit rauben, ihre deſtrutiive
politiſche Tätigkeit innerhalb der Fabrikmauern auszuüben.
Ein ſcharfes Vorgehen indieſer Beziehung
iſt die Forderung des Tages.

Es iſt natürlich Blödſinn, wenn man es ſo hinzuſtellen ſucht,
als ob die „roten und ſchwarzen Agitatoren“ in den Jnduſtrie-
werken eine Koalitionsfreiheit genoſſen hätlen. Von dem Re-
giment des Zechenparvenus kann nur der ſich ein richtiges
Bild machen, der ſelbſt in den Werken gearbeitet hat. Soll
das noch ſchlimmer werden Eine Steigerung gibt es kaum.
Aber dan bar können wir dem Scharfmacherorgan ſein für
ſeine Offenheit. Die liberale Preſſe hat in den letzten Wochen
viele von ihr ſelbſt fabrizierte oder ihr von Korreſpondenz-
buregus gelieſerie verlogene Nachrich en über ſozialdemokratiſchen
Terrorismus veröffentlicht; gegen den Terrorismus ihrer An
hängerſchaft energiſch Stellung zu nehmen, fällt ihr jedoch
nicht ein. Das höchſte, was ſie ſich leiſtet, ſind einige kleine
konfeſſienelle Bedenken. Gegen die Terroriſierung der ſozial-
demokratiſchen Arbeiterſchaft haben die „anſtändigen“ Blätter
nichts einzuwenden. Soveit reicht die „Anſtändickeit“ nicht.

Herren im Hauſe.
Die überflüſſigſten Leute des Königreichs Preußen, nämlich

die Hausbeſitzer, hielten am Sonntag in Berlin ihren zehntenpreußiſchen Verbandstag ab. Von altersher haben dieſe Ver

bandstage eine gewiſſe Berühmtheit dadurch erworben, daß auf
ihnen der Klaſſen- und Jntereſſenſtandpunkt ihrer Teilnehmer
mit ſo erfriſchender Offenherzigkeit vertreten wurde, wie es
kaum bei den Krautjunkern oder ſelbſt den Jnnungskrautern
zu geſchehen pflegt. Der diesjährige Verbandstag der Haus-
beſitzer hat ſeinen Ruf als Schreckenskind des Kapitalismus
beſtätigt, indem er den Ortskrankenkaſſen wegen ihrer
Unterſuchung Berliner Wohnungszuſtände den Krieg erklärte.
Solche Unterſuchungen, verſicherte Juſtizrat Baumert, ein
Bülow in Taſchenformat, hätten „nicht den Zweck, Beſſerung
zu ſchaffen ſondern in ſozialdemokratiſchem Sinne Haß und
Verachtung zu ſäen“. Andere Redner nannten die ſozial
politiſche Unterſuchungsarbeit der Ortskrankenkaſſen ein „ver
werfliches Treiben“, durch welches die Kaſſen ihre Kompetenz
überſchritten. Den Krankenkaſſen müßte durch die Aufſichts-
behörde ein für allemal verboten werden, ſich um die
Wohnungesverhältniſſe ihrer Mitglieder zu kümmern. Der offi
zielle Geſchäftsbericht des Vorſtands bekennt ſich gegenüber den
Unterſuchungen der Krankenkaſſen zu dem Dogma, daß „tat
ſächlich eine ſchlechte Wohnungsbeſchaffenheit nur durch unver-
nünftige Behandlung der Wohnungen ſeitens der Mieter herbei-
geführt wird“, und macht es den Enqueten zum Vorwurf, daß
„das in ihnen nicht geſagt werde“. Der Apotheker Schreber
erklärte: wenn Kellerwohnungen und Dachwohnungen richtig
behandelt, d. h. gut gelüftet und gut geheizt werden, iſt der
Aufenthalt in Keller- und S durchaus geſund
Ob geſund für die Mieter oder für den Apotheker, deſſen
Umſatz durch ſchlechte Wohnungen beträchtlich ſteigt, ſagte der
Herr Apotheker nicht, erntete gleichfalls großen Beifall, als er
fortfuhr nur die Ueberfüllung der Wohnungen durch die
Mieter ſei ſchuld an den ſchlechten Wohnungsverhältniſſen.
Was tut eine ſechsköpfige Arbeiterfamilie alſo die geſunde
Wohnungsverhältniſſe haben will? Entweder muß ſie beim
Hausbeſitzerverband um Beiſtellung einer größeren Wohnung
zum alten Mietspreis vorſtellig werden, oder ſie muß, um die
Wohnung nicht zu überfüllen, immer zwei oder drei Mitglieder
auf der Straße kampieren laſſen. Soweit denkt aber der
Hausbeſitzertag nicht; ſein Zweck iſt Zins, ſein Feind iſt der
Mieter und alles andre iſt ihm Hekuba. Natürlich iſt er
königstreu (ſolange nicht zuviel billige Beamtenwohnungen
ebaut werden) und ſtaatserhaltend, ſolange der Staat ſein
rohnentum ſchirmt und ſchützt. An dieſen Hausbeſitzern

aus Ueberzeugung“ haben aber die bürgerlichen Parteien ihre
ſicherſten Wähler über ihr lächerlich anmaßendes Treiben
findet man in bürgerlichen Zeitungen kaum jemals ein Wort
der Kritik.

Aus dem Reichstage.
Die Diätenzahlung für den neuen Reichstag iſt jetzt ſo ge

regelt worden, daß jeder Abgeordnete am 1. März 600, am
1. April 600 und am Schluſſe der Seſſion 1200 Mk erhalten
wird, für die dreimonatige Tätigkeit von Mitte Februar bis
Mitte Mai alſo 2400 Mark. Die Januar- und Februarraten
ſind alſo dem Reiche erſpart geblieben infolge der Auflöſung
des Reichstags. Dem Reichstage iſt der Auflöſungsvertrag
mit der Firma Tippelskirch in Berlin, die ihre Lieferungen
für das Reich mit dem 31. ds. Mts. einſtellt, zugegangen.
Danach übernimmt das Oberkommando der Schuttruppen die
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ände der Firma, ſoweit ſie ſind, gegen r

ie Räume der grrmg in der Lehrterſtraße mietet der
bis zum 31. März 1912 für jährlich 32 650. Mark. Dervorausſichtliche Beſtand der Firma am 1. April d. Js. dürfte

etwa 600 000 Mark betragen. Dem Wie e ſt ferner
ugegangen der Vertrag zwiſchen dem Fiskus des SchutzgebietesLe und der Seſuſeeh Lenz u, Ko. in Berlin, betr. den

Betrieb der Landungsbrücke der Küſtenbahn und der de
bahn in Togo bis zum 31. März 1908. Dem Reichstage
wie dem Landtage werden, wie eine parlamentariſche Korre-
ſpondenz meldet, in den nächſten n Etatsnotgeſetze zugehen, da an eine rechtzeitige erligſer ung der beiden Etats

zum 1. April nicht zu denken iſt.

Bülows Wahlmache im Urteil des Auslandes. Fürſt
Bülow und ſeine Nachredner haben bekanntlich den Vorwurf
der Wahllorruption, der der Regierung gemacht wurde, mit
dem Hinweis auf das Ausland abzuſchwächen verſucht, wo
das Eingteiſen der Regierung in das Wahlgetriebe ſelbſtver
ſtändlicher Brauch ſei. Daß es zweierlei iſt, wenn in einem
freien, parlamenlariſch regierten Lande ein Miniſter Wahl
reden zugunſten ſeiner Partei hält, oder wenn eine vom Mo
narchen eingeſetzte Beamtenregierung Geld und amtlichen Ein
fluß zugunſten einiger gefügiger Cliquen arbeiten läßt, wird
gefliſſenflich überſehen. Sehr erkennbar ſcheint dagegen dieſer
fundamentale Unterſchied dem Auslande ſelber zu ſein, auf
deſſen Beiſpiel man ſich beruſt. Das Pariſer re aktionäre
Journal des Débats zum Beiſpiel iſt im höchſten Grade er-
ſtaunt, daß der Reichskanzler nicht einmal einen Verſuch der
Ableugnung unternahm, ſondern ſich für berechtigt erklärte,
die Wähler „aufzuklären“. Wörtlich heißt es dann weiler:

Dieſe Verteidigung der amtlichen Beeinfluſſung würde in
einem anderen Lande verblüffend wirken. Aber in Deutſch
land!? Aber in Preußen?!? Hier an der Wiege und
im gelob er Lande des patriarchaliſchen Abſolntismus
kann die von Bülow formulierte Theorie der amtlich
vorgeſchriebenen Aufklärung ohne jeden Anſtand paſ-
ſieren. Die Regierung wird fortfahren, die Wähler mit
e re zu erleuchten! Und ein Schelm, der Arges da

ei denkt.
Amtlich pflegen ſolche ausländiſche Urlkeile als „deutſchſeind-
liche Machenſchaften“ bezeichnet zu werden. Auch Serbien
pflegt ja tief gekränkt zu ſein, wenn das ſreche Ausland an
ſeiner politiſchen Kultur und der Reinheit der Skuptſching-
wahlen zu zweifeln wagt.

Und er ſprach, der Dattelkiſten-Dernburg nämlich, bei dem
Liebesmahl des oſtaſiatiſchen Vereins in Hamburg Er er
klärte, gern akzeptiere er den gegen ihn gerichteten Vorwurf,
er ſei ein mit Phantaſie begabter Mann denn ohne Phantaſie
könne kein kaufmänniſches Unternehmen ins Werk geſetzt
werden und gedeihen. Ein Kaufmann müſſe dann am Ende
des Jahres zeigen, was die Jnventur ergebe und was er ge-leiſtet habe. r lebe nicht in einer papiernen Welt, wo man

mit Zeitungsausſchnitten operieren könne. Ohne Optimismus
könne kein Kaufmann ein Geſchäft betreiben. Jn dem Sinne
bekenne er ſich als Optimiſt für die Zukunft des deutſchen
Vaterlandes. Er wolle die im Volke entſtandene Bewegung
ugunſten der Kolonialpolitik auch ferner pflegen und bat die

ufmannſchaft, ihn in ſeinen Beſtrebungen zu unterſtützen.
Das werden die Hamburger Pfefferſäcke ſchon tun, denn ihnen
kommt ja die Phantaſie Dernburgs zugute. Ob aber das
Reich und das Volk Nutzen von dieſer Phantaſie hat, iſt ſehr
ſtark zu verneinen. Mit Märchenerzählungen macht man heutein anſreer Zeit der realen Wirklichkeiten keine Geſchäfte mehr.

Da muß man ſchon wieder in das Land ſeiner Abſtammung,
nach dem Orient, zurückkehren.

Der unſchuldige Flottenverein erläßt durch ſeinen Präſi
denten Fürſten Otto zu Salm eine langatmige gewundene
Erklärung. in der er beſtreitet, Wahlagitanon getrieben zu
haben. Die gegenteilige Behauptung nennt Fürſt Salm „ſyſte
matiſch betriebene Verleumdung einer gewiſſen Preſſe“, denen
„der Boden entzogen werden“ ſoll. Die gewiſſe Preſſe iſt ein
Teil der freiſinnigen Preſſe, der in ſeiner grenzen
loſen Verlegenheit ſtatt ſich an den wirklichen Schu digen,
die Regierung, zu wenden den Flottenverein mit Vorwür-
fen überſchüttet hat. Fürſt Salm ſetzt nun des weitern und
breitern auseinander, der Verein als ſolcher habe
keine Wahlagitation getrieben, ſondern nur durch ein
Rundſchreiben „zu den Wahlen Stellung genommen“ und den
Verbänden die Broſchüren angebwen, die „von nativnaler
Seite“ zur Verfügung geſtellt worden waren. Alles andere
dagegen, insbeſondere der Kleinhandel wird aufs Privat-
konto der einzelnen Mitglieder geſchrieben.

Ob ſich der Flottenverein im Rahmen ſeiner Statuten ge
halten hat oder nicht, iſt eine Frage, die außerhalb desKrei-
ſes ſeiner Mitglieder keinen Menſchen aufregen wird. Daß die
Regierung mit den Vollmachten des Flottenvereins mögen
dieſe nun als Privatperſonen oder als Vereinsfunktionäre ge
handelt haben zuſammen arbeitete, darin liegt das ent-
ſcheidende Moment der ganzen Angelegenheit. Aber ver-
wunderlich iſt's dabei doch zu ſehen, wie der Flottenverein
erſt die Nachricht in die Welt ſetzt, der Kaiſer habe
dem Flottenverein für ſeine ausgezeich-
nete Wahlarbeit gedankt, ein paar Tage darauf
aber gegenüber den „ſyſtematiſch betriebenen Verleum-
dungen einer gewiſſen Preſſe“, erklärt, er habe überhaupt
keine Wahlagitation betrieben. Da iſt doch nur entweder das
eine oder das andere möglich! Wir wollten es nicht erleben,
wie die bürgerliche Preſſe etwa über einen Arbeiter-
verei t herfallen würde, der ſich in ſeinen öffentlichen Er
klärungen in ähnliche Widerſprüche verwickeln ſollte.

Die dupierten Beamten. Während des Wahlkampfes
wurde den Beamten alles mögliche verſprochen, Gehaltsauf-
beſſerungen uſw. in nahe und ſichere Ausſicht geſtellt. Aber
nach den Wahlen klingt die Geſchichte anders. Zwar „zeige
ſich die Regierung den Wünſchen des Abgeordneten
hauſes nach einer allgemeinen Erhöhung der Beamtengehälter
entgegenzukommen. Die Ausarbeitung einer entſprechenden
Vorlage „demnächſt“ auch in Angriff genommen werden.
Da die Arbeiten hierfür aber längere ſet erfordern, wird
der Geſetzentwurf dem Abgeordnetenhauſe in dieſer Seſſion
nicht mehr zugehen. Man rechnet aber „mit Beſtimmtheit“
darauf, daß er dem Landtage bei ſeiner nächſt en Seſſion
vorliegen wird. Bis dahin wird aber alles wieder vergeſſen
ſein und die Beamten haben das Nachſehen. Warum auch
nicht? Der Zweck der Verſprechungen, eine „nationale“ Mehr
heit, iſt ja erreicht.

Ausland.
Oeſtreich. Einen widerlichen Nationalitätenhaß zeigen die

Studenten der Stadt Lemberg, in der vor einigen Wochen die
rutheniſchen Studenten drei Wochen grundlos eingeſperrt waren.
Die polniſchen Studenten forderten nämlich geſtern die an den
Demonſtrationen vom 23. Februar beteiligten Ruthenen auf, die
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Univerſität zu verlaſſen.
Ein Teil der letzteren weigerte ſich,

worauf es zu einem Hand ka d die Polizei einre dulte Der See der nene veſgieß. u
weiteres die Vorleſungen zu ſiſtieren.

weiz. Jn Bern wurde der ſozialdemokratiſche Arbeiterſekretär Reimann zum Stadipraäſidenen gewählt. g

Spanien. Bürgerliche Blätter melden, daß in Bilbao ein
großer Aufſtand der Arbeiter zu erwarten ſei, die ſich ſeit
zwei Tagen in großer Aufregung befänden. Die Behörden
träfen alle Vorbereitungen zur Verhinderung des Aufſtandes.
Zeit gee gr9 aus welchem Grunde, davon ſchweigt des Sängers

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe ing am Montage zunächſt die Debatte über die Schule Helltſhen Geno enſchaften und die

jüngeren agrariſchen beim Etat der preußiſchen Zentralgenoſſen-chaſtstaſſe munter weiter. Der kann el Dr. Viederich
Hahn vom Bund der Landwirte wurde über den Nachweis der
Untüchtigkeit der agrariſchen Organiſatoren der Berliner Milch
zentrale ſo ärgerlich, daß er den Freiſinnigen eine Rechnung
aufmachte, was die Großinduſtrie denn am Staate verdieue.
Man wird ihm nicht abſtreiten können, daß das Großkapital
ſich dem Staate in genau derſelben Weiſe tri utpflichtig gemacht
hat, wie die Junker das ſeit langem tun. Jm übrigen wurde
bei dem ganzen Streite immer klarer, daß
beiden GenoſſenſchaftsOrganiſationen auf den politiſchen
Differenzen zwiſchen Konſervativen, und Liberalen
beruht. Den Gewerkſchaften können die bürgerlichen Parteien
nicht oft uns vorwerfen, daß ſie Politik treiben aber in den
See chaften, von denen durch Geſetz jede volitiſche Betäti
gung ferngehalten iſt, treiben ſie es ſelbſt munter ſo, wie ſie es
den freien Arbeiterorganiſationen unterſchieben. Beim Etat
der indirekten Steuern ſprach ſich der überregktionäre Freiherr
von Rheinbaben gegen die Herabſetzung der Verbrauchsabgabe
für Zucker aus, die ein paar Wochen vorher der Landwirtſchaftsminiſter von Arnim in Ausſicht geſtellt hat. Das iſt recht
chargkteriſtiſch für die „neue liberale Aera“. Verſpricht der
Landwirtſchaftsminiſter ſchon einmal etwas Vernünftiges und
Volksfreundliches, ſo nimmt es am nächſten Tage der Finanz-
miniſter zurück.

Heute ſtehen auf der Tagesordnung die Wünſche der preu-
Leyr evangeliſchen Geiſtlichen auf ein Mehr an den irdiſchen

chätzen, die die Motten freſſen.

Zur Revolution in Rußland.
r. r Die politiſchen Gefangenen eines

Gefängniſſes in der Provinz haben ſich an das Zentralkomitee
der Ruſſ. Soz.Dem. Arbeiterpartei mit dem Vorſchlag gewandt,
daß am Tage der Eröffnung der Reichsduma in allen ruſſiſchen
Gefängniſſen eine allgemeine Hungerdemonſtration der politiſchen
Gefangenen mit der Forderung der Amneſtie veranſtaltet werden
ſolle. Das Zentralkomitee der Partei ſolle die Jnitiatire der
Organiſierung dieſer Demonſtration auf ſich nehmen. Das
Zentralkomitee hat eine derartige Demonſtration für unzweck-
mäßig und techniſch unausführbar befunden, wovon die be
treffende Gruppe der Gefangenen, die den Vorſchlag eingebracht
hatte, unverzüglich in Kenntnis geſetzt wurde.

Die Arbeitsgruppe. Nach der Anſicht einiger hervor
ragender Mitglieder der Arbeitsgruppe wird die Dumafraktion
der Arbeitsgruppe aus nicht weniger als 100 Mann beſtehen.
Sowohl die telegraphiſchen, als auch die Zeitungsmeldungen
ſeien falſch geweſen: viele Abgeordnete, die unbedingt zur
Arbeitsgruppe
Linke“ eingerechnet worden, viele unter die Kadetten, einige
unter die Sozialrevolutionäre. Viele der Deputierten der
Arbeitsgruppe ſind bereits in Petersburg eingetroffen. Die
J r in Petersburg hat ein Lokal gemietet, in dem
ein Klu z privaten Beratungen der Deputierten eingerichtet
werden ſoll.

Nur keine Reformen. Nach einer Petersburger Meldung
beabſichtigt der Block der Linken die Bildung eines Kabinetts
zu fordern, welches aus Mitgliedern der jetzigen Duma und
einigen durch ihre liberale Geſinnung bekannten Mitgliedern
des Reichsrates zuſammengeſetzt iſt. Alsdann wird von den
Blockparteien die Einführung des allgemeinen, gleichen Stimm
rechts ſowie die Verantwortlichkeit der Miniſter verlangt wer
den. Da der Zar entſchloſſen iſt, alle dieſe Vor-
ſchläge mit größter Energie zu bekämpfen, ſo er
wartet man mit ziemlicher Beſtimmtheit die Auflöſung der
neuen Duma.

Die Hochſchule als Arſenal. Bei einer umfaſſenden Haus
ſuchung in der Petersburger polytechniſchen Hochſchule wurde
ein großes Bombenlager entdeckt. Elf geladene Bomben, eine
große Menge Gewehre neueſten Syſtems ſowie Revolver wur
den entdeckt, ferner eine Menge illegaler Literatur. Jm Dach-
ſtuhle wurde eine geheime Typographie aufgefunden. Die ganze
Hochſchule, die 1077 im Konvikt lebende Studenten beherbergt,
wurde von 1500 Schutzleuten darunter vielen Berittenen, um
zingelt. Aus der Hochſchule wurde eine Bombe unter die
Schutzleute geworfen, die aber nicht explodierte. Unter den
Verhafteten befinden ſich 25 Privatperſonen, Frauen und Männer,
darunter zwei Deputierte der Reichsduma zur Arbeitsgruppe
gehörend ſowie das frühere Mitglied der Duma Subottin.
Von den Studenten ſelbſt wurde keiner arretiert, nur die Per
ſönlichkeit der Verdächtigen wurde feſtgeſtellt. Kurz vor der
Hausſuchung hatte eine Verſammlung in der Hochſchule ſtatt
gefunden worin über die Taktik, welche die Arbeitergruppe in
der Duma einſchlagen ſolle, beraten wurde.

Die Anfgaben der örtlichen Zeitungs-
kommiſſionen.

Aus Bock witz wird uns geſchrieben:
Wenn wir aus allen Teilen des Reiches erfahren, welch er

frew ichen und zum Teil enormen Fortſchritt unſere Partei
preſſe macht. ſo müßte dies auch den Genoſſen in den kleineren
Orten unſeres Verbreitungsbez rls ein Anſporn ſein, dazu bei
zutragen, daß an den Fortſchritten der deutſchen Parteipreſſe
auch das Halleſche Volksblatt recht ſtark betei
ligt ſei.

Es erübrigt ſich wohl, an dieſer Stelle ausführlich die große
Bedeutung der Arbeiterpreſſe im allgemeinen darzutun. Aber
eines ſei geſagt: Wer ſich vom Standpunkt des „Kieinagitators
und als Freund von intenſiver und individueller K einarbeit
den Ausfall der lehten Reichstagswahl und ſeine Urſachen und
Wirkungen in nüchterner Wei'e betrachtet hat, dem kann zunächſt
nicht entgangen ſein daß an allen Orken, in denen fortgeſetzt
und erfo greich für unſere Zeitung gearbeitet worden iſt, auch
die Erfolge bei der Reichstagswahl für uns erfreulich waren.
Wo das ſcheinbar nicht der Fall dort müſſen ſich die Genoſſen
eben ſagen daß ſie ihren örtlichen Verhältniſſen
zu wenig für die Parteizeitung getan ha Das V

der re

ehören, ſeien unter die Rubrik „unbeſtimmt

iſt das geiſtige Band für die Genoſſen am Orte, für die Ge
noſſen im Kreiſe, im Bezirke. Die ge.ſtige Vertiefung der Ge
noſſen und Feſtigung der Ne onnenen kann nur durch eine
ungausgeſetzte Arbeit ſür das Voiksblatt geſchehen.

Es iſt daher grundſalſch, wenn die Genoſſen gleichgüktig die
Emwickelung des Abonnentenſtandes ruhig dem Expedienten,
bezw. örtlichen Kolporteur über aſſen. Es iſt ſalſch, wenn die
Zeilungeverbreitung nur agais ein Privatgeſchaft des Verbreiters
belrachtei wird, um das ſich die Genoſſen nur dann kümmern
brauchen, wenn ſie etwa eine Beſchwerde oder ſo eiwas ähn-
liches vorzubringen haben. Nein, in „wahlſtiller“ Zeit haven
die Genoſſen in unausgeſetzter Werbearbeit für die Zeitung
tätig zu ſein. Und wie ſie bei Zu ammenſtellung der Reſultate
die Wahſſtimmen zähen und Freude über jeden Stimmen-Zu-
wachs emprinden, ſo ſollten ſie auch von Quartal zu Quartal
in der Vermehrung unſerer Abonnentenzahl an den einzelnen
Freude hegen über die Fortrſchritte, die damit unſere Sache er-
zielt. Wie ſoll aber dieſe Agitation anders als bisher erfol
gen „Wer das Volksblatt leſen will, der kommt allein

„An den Haaren läßt ſich niemand heranziehen,“ oder „haben
wir nicht genug getan, haben wir nicht jede unſerer Ver-
ſamm lungen mit dem Hinweis auf die Noiwendigkeit des
Volksblattleſens geſchloſſen?“ Das ſind die Redensarten,
denen wir ſortgeſetzt begegnen, wenn wir eine nachdrücklichere
Zeitungs- Agitation wünſchen.

Zunächſt ſei darauf verwieſen, daß das bloße Auffordern
zum Volksblattleſen ſo löblich es ſonſt ſein mag am
Schluſſe einer Verſammlung überhaupt le ne Tätigkeit iſt, am
allerwenigſten eine ſoſche, die man als „genug“ bezeichnen kann.
Wenn jahrklang dieſe Aufforderung erſolgte und trotzdem ſich
der Abonnentenſtand nicht vermehrte, weil man eben es mit
dieſer Auſſorderung genügen ließ, ſo bleibt auch die Auf-
forderung Phraſe. Es muß eine individuelle Tätigkeit begin
nen, um jeden einzelnen und wiederholt ein-
dringlich zum Volksblattleſer zu gewinnen. Es iſt gar
nicht notwendig, daß „man jemanden mit den Haaren heran-
zieht,“ aber man darf es auch nicht „auf das Alleinkommen“
der Fernſtehenden ankommen laſſen, ſondern man muß ſie
holen und überzeugen

Jn dankenswerter Weiſe hat es der Verlag des Voſksblattes
bezw der Bezirksſekretär unternommen, den örtlichen Partei
ſtellen der ſechs Wahlkreide (Halle und Naumburg-Zeitz ausge
nommen) des Regierungsbezirks eine Zuſammenſtellung der
Abonnentenzahlen aus jedem einzelnen Orte zuzuſenden. Das
Verzeichnis iſt außerordent'ich intereſſant, die Genoſſen wiſſen
nun, wo der Hae im Pfeffer liegt. Sie müßten einen edlen
Wettſtreit miteinander beginnen, ein Wettlaufen, um ſich gegen
ſeitig mit der Abonnentennahl zu überholen. Das Verze chnis
zeigt uns vor allen Dingen daß wohl an allen Orten unge
heuer viel zu tun iſt. Zunächſt könnten in jedem Wahlkreiſe
mehr Zeitungsexpedſtionen vorhanden ſein, wird es wäre Sache
jeder einzelnen Kreisleitung, ſich darum zu kümmern Es muß
jetzt ihre Hauptaufgabe ſein, daß ſie in allen Poſtorten, in
denen wir nur über eine halbwegs in Betracht kommende Wäh-
lerzahl verfügen, auch eine Volksblatt- Expedition errichtet.

Die Zeitungs-Agitationskommiſfionen
an den einzelnen Orten haben nun in erſter
Linie die Agitation für das Volksblatt inihrem engeren und weiteren Agitationsbezirk zu leiten. Jn
un ſern ländlichen und kleinſtädt ſchen Diſtrikken haben wir nicht
ſo erheblich mit d en Feinden, wie die Genoſſen der Großſtadt
zu kämpfen. Die Generalanzeiger-Preſſe findet auf dem Lande
ſaſt keinen Anklang, mit den Kreisblättchen und einen Lokal
blättern können wir bei e nigermaßen Agitation ſehr leicht fer-
tig werden. Dieſe erſcheinen in der Hauptſache nur ein paar-
mal die Woche und bei ihrer Jnhaltloſigkeit fällt es uns leicht,
die Vorteile des Volksblattes ihnen gegenüber den Arbeitern
vor Augen zu führen und vor allem darzutun, daß das Volks-
blatt im Vergleich zu ihnen, und mit Rückſicht auf die tägliche

und den reichen Jnhalt noch weit billi-
ger iſt.

Es ſoll nicht verkannt werden, daß das Leſe- Publikum viel
fach den Zeitungen den Vorzug gibt, die ſeinem Jntereſſe für
lokale Vorkommniſſe Rechnung trägt. Aber auch hier kann die
örtliche Zeitungskommiſſion dafür ſorgen daß dieſen Neigun-
gen Rechnung getragen wird. Jn jedem Orte wird ſirh ein
fäh ger Genoſſe finden, der lokale Vorkommmiſſe ſeinem Volks
blatt mitteilt. Freilich muß jede Lokalnotiz ſo zugeſchnitten
ſein, daß ſie für die Algemeinheit Jntereſſe hat. Aber was
läßt ſich aus den ſcheinbar unbedeutenden Vorfällen nicht
machen! Wird dafür geſorgt, daß das Volksblatt allen An
ſprüchen gerecht wird, dann kann es auch in keiner Arbeiter
haushaltung eine andere Loſung mehr geben als das Volks
blatt.

Größer und gefährlicher noch als die gegneriſche Preſſe iſt
die abſpluter Gleichgültigkeit, die wir bei einem großen Teile
unſerer ländlichen und kleinſtädtiſchen Arbeiter finden. „Jch
brauche überhaupt keine Zeitung, was ſoll mir die.“ „Mein
Brot wiche ich mir in ein Tuch ein“ uſw. uſw. Wem wären
ſolche Aeußerungen und Beweiſe traurigen Jnd'ifferentismus
nicht ſchon begegnet! Der Unverſtand und die Gleichgültigkeit
der Maſſen iſt gerade auf dem Lande und in der Kleinſtadt
ein ſchwer zu überwindendes Bollwerk.

Und dennoch muß dieſer Kampf aufgenommen werden. Viel-
fach, oder ſogar in den meiſten Fällen ſind es die Frauen, die
ſich gegen die „unnütze“ Ausgabe einer Zeitung ſtemmen. Sie
gilt es in erſter Linie aufzuklären. Jeder Leſer muß AUgitator
werden. Findet er in der Zeitung für ſeinen Freund und Nach-
bar oder für die Einwohner ſeines Ortes etwas beſonders
Jntereſſantes, dann gebe er ſein Blatt weiter, und ſuche neue
Leſer zu gewinnen, deren Beſtellung er möglichſt ſofort und
ſelbſt beim Expedienten bewirkt. Ein einmaliger erfolgloſer
Verſuch darf ihn nicht entmutigen. Hier haben die örtlichen
Zeitungs Agitatfonskommiſſionen ein reiches, aber auch dank-
bares Arbeitsfeld.

Sie müſſen dieſe Agitationen in die Wege leiten, müſſen für
eine rege mäßin wiederkehrende Hausagitation ſorgen. Auch
durch Gewinnung von Jnſeraten wird dem örtlichen Jnter-
eſſe Rechnung getragen.

Die Fluktuation, die im Abonnentenſtand der kleineren Orte
ſehr oft eintritt. muß von der Zeitungskommiſſion ebenfalls
ausgeglichen werden. Es ſind meiſt nichtige Gründe, die den
einen oder den andern unſerer Leſer zum Abbeſtellen des
Volksb'attes bewegen. Wenn nun der Austräger der Kom-
miſſion von einem ſolchen Abſpringenden Mitteilung macht,
damit dieſer rechtzeitig durch vernünſtige perſönliche Ausein-
anderſetzung ſeſtgehalten werden kann, dann wird auch der
Fluktugtion geſteuert werden. Es darf kein Rückgang, kein
Stillſtand ſondern ein fortgefetzter Abonnentenzuwachs eintreten.
Auch im Sommer nicht, wo unſere Leſer auf dem Lande in
der Regel weniger zum Leſen geneigt ſind, zumal zur Ernte-
zeit. Das Halten der Zeitung iſt kein ſo großes Opfer für den
einzelnen, ſeſbſt wenn er ſie nicht regelmäßig leſen kann.
Neben dieſer Kräftigung des eigenen Parteiortes müſſen die
Zeitungskommiſſionen aber auch ſuchen, in den Nachbar Orten

für Errichtung von Voſksblats Expeditionen zu
das kann bei Aushligen u w. recht gut geſchehen.

Alſo die einzige Aufgabe der örtlichen
ſion kann es unmöglich ſein, „Beſchwerden über unreget
Zuſtellung“ uſw. aufzunehmen und dieſe ſchlimmſtenſalls zu
rügen. De Kommiſſionen haben vielmehr eine ſehr ernſte,beitsreiche Miſſion aber auch eine Aufgabe, die jeden eingg

nen ſofern er ihr wirklich ausgiebig nachkomnt mit hoher
idealer Befräedigung erfüllen muß.

Wir ſtehen kurz vor dem Quartalswechſel, dem erſten nachö
der Wahl. Den harten, rauhen Wenter, der uns die ungün
ſtigſte Wahl brachte, folgt der hofſnungsvolle Frühling. Wie
jeder einzelne die kurze Spanne Zeit ausnutzen muß, bis das
hin noch recht viel neue Abonnenken zu gewinnen, ſo müſſen

ſich vor allen Dingen mit großem Eifer die Zeä
tungskommiſſionen der intenſivſten Werbearbeit bese
fleißigen. Es ſind nur noch drei Sonntage an ſolchen kann
ja die Agitation am beſten geſchehen bis zum Quartals-

wech el oMöchten ſie an allen Orten recht ausgiebig zur Agitation
ausgenützt werden! Möchte bis dahn an jedem Tage
in Grube, Fabrik, auf den Bauten und auf
der Straße, daheim jn der Familie, kurz überall ungb
läſſig für unſer geiſt ges Banner, für unſer Volksblatt gewoc
ben werden. Es iſt keine Zeit zu verlieren. Vorwärts!

Gewerſſchaftliches.

Neue Ausſperrung der Holzarbeiter in Sicht? Det
Arbeitgeber-Schutzverbond für das deutſche Holzgewerbe, Bes
zirk Leipzig, hat am 10. Januar den mit den Holzarbeitern,
Leipzigs ſeit 1904 abgeſchloſſenen Tarif gekündigt. Ler Tarif
läuft am 31. März dieſes Jahres ab. Jn einer von mehr
als 2000 Perſonen beſuchten Verſammlung haben die Holz
arbeiter Leipzigs ihrer Ueberzeugung Ausdruck gegeben, daß
dieſe Tariftündigung nicht nur eine Solidaritätserklärung nſt
den Berliner Unternehmern und ein Schreckſchuß für den Holz
arbeiler- Verband ſen ſoll, ſondern auch das Beſtreben, die.
Lohn und Arbeitsbedingungen zu verſchlechtern. Wie recht.
die Holzarbeiter hatien, als ſie aus dieſen Gründen beſchloſſen, r
ſich zum Kampfe zu rüſten, immer aber zu Verhandlungen
ſich bereit erklärend, durch Erhöhung des Wochenbeitrags
von 75 Pf. auf eine Mark beweiſt ein Bericht, der durch die
Leipziger bürgerliche Preſſe geht. Er beanſprucht das e
meine Jnlereſſe durchaus, da er eine neue Ausſperrung der
Holzarbeiter ankündigt. Der ArbeitgeberSchutzverband für
das deutſche Holzgewerbe, Bezirk Leipzig, hat in ſeiner ertee
ordentlichen Generalverſammlung folgendes beſchloſſen: Er ſei
bereit mit dem deuſſchen Holzarbeiterverband, ſowie mit den
Hirſch-Dunckerſchen und chriſtlichen Verbänden zu verhandelns
und zwar Hand in Hand mit mehreren andern Städten,“
wo der Tarif ebenfalls am 31. März abläuft. Die Lohn
und Arbeitsbedingungen ſollen nicht verſchlechtert werden, aber
es ſei ſeſtgeſtellt, daß die Höhe der Löhne eine wei
tere Steigerung in Leipzig nicht mehr zu?“
laſſe. Jn einer Reſolution wurde beſchloſſen, wenn bis
zum 15. März kein neuer Vertrag mit den Arbeiter-Verbändend)
abgeſchloſſen worden ſei, dann würden vom 1. April an
die organiſierten Arbeiter ſo lange aus z
geſperrt, bis ein neuer Vertrag abgeſchloſßs

ſen iſt. 2Danach ſcheint nicht bloß in Leipzig ſondern auch in den
andern Städten, wo der Tarif am 31. März abläuft, eine
Rieſengusſperrung der Holzarbeiter ſich vorzubereiten. 4

Ausland.
Belgien. Ein Bergarbeiterausſtand bereitet ſich in Charleroi

vor. er Verband der dortigen Grubenarbeiter beſchloß
für den 10. März ein Referendum über die Arbeitszeit in den
Gruben einzubringen. Ebenſo wurde beſchloſſen, Vorbereitungen
für den Ausſtand zu treffen, der angeſichts der Heluns der
konſervativen Elemente zur Frage des Acht Stundentages in
der Kammer geboten erſcheint. Die Zimmerer von Verviers
ſind in den Ausſtand getreten; ſie verlangen eine Lohnerhöhung
ſowie verſchiedene Verbeſſerungen in den Arbeitsbedingungen.
Die Arbeitgeber ſind bereit, eine Lohnerhöhung von fünf Prozent
zu gewähren, erklären jedoch, weitere Zugeſtändniſſe nicht
machen zu können. Durch den Streik iſt die geſamte Bau

tätigkeit in der Stadt lahmgelegt. i
Frankreich. Jn Perpignon ſtreiken die Grubenarbeiter

Sie verlangen achtſtündige Arbeitszeit. Die Arbeiter der zahl
reichen Gipsgruben haben ſich mit ihnen ſolidariſch erklärt.

Oeſtreich Die Scharfmacher Trieſts ſind an der Arbeite
Ein Ausſchuß des induſtriellen Scharfmacherverbandes über
reichte dem Statthalter eine Denkſchrift, worin die Abſchaffung
aller Privilegien der Hafenarbeiter verlangt wird. Falls die
Behörde dieſem Wunſche nicht nachkommt, ſoll ſofort über
ſämtliche Hafenarbeiter die Ausſperrung verhängt werden. u

n

Berſammklungsberichte.
J

Buchdrucker, Halle. Jn der am Sonntag, den 24. Februſtattgehabten gut beſuchten r konnte de
Vorſtand in ſeinem erſtatteten Jahresberichte konſtatieren, daß
die hieſige Mitgliederzahl die 400 nunmehr überſchritten habe,
was gewiß als ein gutes Zeichen der Werbekraft des r
anzuſehen ſei. Die Kaſſen- Verhältniſſe müſſen ebenfalls als
7 angeſehen werden, beträgt doch das Orts-Vermögen amSchluſſe des vierten Quartals 1906 3290.31 Mk. Die Sibiotdet
weiſt gegenwärtig einen Beſtand von 700 Bänden auf,
welchem Grunde denn auch im Berichtsjahre die Drucklegun
eines Katalogs durchgeführt wurde, infolgedeſſen die Freque
der Bibliothek ſich gegen das Vorjahr weſentlich hob, da je
Beſucher eine beſſere Ueberſicht der vorhandenen Bücher möglid
war. Der Kartellbericht wurde vom Kollegen Mendorf
ſtattet und von den beiden anderen Vertretern ergänzt. Der
Referent behandelte in ausführlicher Weiſe alle das Kartell im
letzten Jahre intereſſierenden Vorgänge und kam des weiteren
auf den Ausfall der verfloſſenen Reichstagswahl zu ſprechen
wobei er den im Korreſpondent veröffentlichten Bericht des
hieſigen Kollegen Schad einer ſcharfen Kritik unterzog, wen
auch die Neutralitär der Gewerkſchaften geboten erſcheine, ſo
dürfe ſrlte doch nicht ſo ſtreng aufgefaßt werden, wie ſie
dieſer erſt 40 Beiträge geleiſtete Kollege aufgefaßt habe. J
Anſchluß hieran verwahrte ſich Kollege Güldenberg gegen de
Vorwurf, die Intereſſen der Buchdrucker im Kartell nicht energiſ

vertreten zu haben und bezeichnet den Weg, der zu gehe
ei, wenn ſeitens der Redaktion den Buchdruckern Unrecht de
chieht, dieſes ſofort im Kartell zu erörtern ginge nicht g3

Nachdem noch einige Jnternas verhandelt ſowie der Volksp
unter den üblichen Bedingungen als Feſtlokal für das dies
jährige Johannisfeſt feſtgeſetzt worden war, erfolgte Schluß d
anregend verlaufenen Verſammlung. G.

HQuittung.
Für Parteizwecke: Franz Gräfe 2.50 Mark H. Tabert
Verantwortlicher Redakteur: Oskar Fröhlich in Halle

Die heutige Nummer umfaßt S Seiten.



Sozialdemokr. Verein NaumburgNRitiwoch den 6. März abends 8 Ahr im „Schwarzen burg

Mitglieder Versammlung.u. a.: e des Bezirksſekretärs Gen. Dresoher, Halle,
ber den erſten Teil unſeres Parteiprogramms.

Gäſte (auch Frauen) willkommen. Der Vorſtand.

Apollo-Theafer.
Direktion Gustav Poller.

Gaſtſpiel des Berliner Apollo-Enſembles.
Direktion: H. Cornelli.

Heute, Dienſtag den 5. März: Zum erſten Male:

Der Stern von Sü za
(Vakiris Hoehzeit).

Große Ausſtattungsburleske in 3 Akten von Panl Lincke.
Jm 2. Bilde:

W Der sensationelle Spiogeltrie.
Jm 3. Bilde:

in Xachifest in Siam.
Großes Ballett, getanzt von 24 Damen, arrangiert v. Ballet-

meiſter Giavanni Ceratti.
1. Tänzerin: Frl. Kitehen Schwebe. Solotänzerinnen ElseHentol Marie Zimmermann, Alice Schüler, Josefine Weiss.

Swonſen m men

klite-Künstler-Vorstellung,
AnschliessenInternat. Ringkämpfe.

Heute, Dienstag abend, ringen:
Carl Nifteregger J Willy Staling

Oesterreich bester Ringer v. Bremen.Tom Jjackson Paul Curano
Australien SchweizEhristensen eegen ans Hansen

Dänemark SchwedenEntscheidungskampf:

Leon Dewolff u Na
Holland Cuba (der schwarze Panther)

mm Nur Xarl Koch's
Nährzwieback

kommt ſeiner Zuſammenſetzung
Mu. Wirkung nach der Muttermilch

Feiner Souchong III, rein u.
99 99

Engi. mischung, sehr kräftig,
sehr ergiebi

Du
Von unseren direkt importierten Souchongs und Nelange-

Tees empfehlen wir:

II, mittelkräft., rein und gut
schmeckend

I, sehr aromat., mild und ein

Russ. Mischung, sehr aromat., mittelkr., ergiebigTeespitzen, von allen feineren Sorten zusammen
von allen feinsten Sorten zusammen 1.60Vorzügliche Bruchschokolade Pfd. 0O.90, bei 6 Pfd. 0.85.

Kakao, Qual. III, wohlsohmeckend
und ergiedig 1.40, Pfd. O. 35.Qual. i. es sehr aromatisch

und wonischmeckend 1.60, a 0.40.
59 Qual. I, hocharomatisch u.wobilschmeckend 1.80, 0.45.Bester gemahl. Zucker Pfund 19 Pfg.

Bester Patont Würfelzneker Pfund 23 Pfg.

Pottel Broskowski.

1 Pfd. u 3
1.40

180

2.70

2.70
2.70
1.20

t sohmockend

0.50
0.75

aromatisch und

0.75
0.75

g Holdschmied Klinz, hr. Ulrichstr. 41

bietet äusserst vortellhaftem EinkKank in

Konfirmationsgeschenken.

W Rabatt.

Geschäfts
ergebene

eröffne.

dieich wirkt ernährend u. gedeih-

W lich, macht alle Verdauungs-
El ſtörungen unmöglich:

daher den Kindern, wenn ſie ge
e deihen ſollen,S S nur HerrenS TerZu haben in 10-, 20-, 30- u.h 60 Pfg.-Tüten in den Apotheken,Drogerien, Koloniahvarenhandiuvgen und in den bekannten

kaufsſtellen.

K Masken Gerſeih Geschäft

e Franz Steinbeiss, Donplatt 6.

en S
4 n I 3 u

u n

e 2 t

m rd M
t 7

d r

J wsn

ehe eegeeeeeee—m2

Zu beziehen durchVolksbuohhan daun

man gebe

-Eröffnung.
Dem S eehrten Publikum ſowie Freunden und Bekannten 7

itteilung, daß ich am heutigen Tage Jakobſtr. 3
eine Reparatur Werkvtelle mit May beschaſt

Für ſchnelle und prompte Bedienung werde ich ſtets
Sorge tragen und bitte ich, mich in meinem neuen Unternehmen

e unterſtützen zu wollen.
Hochachtungsvoll

Otto Kottenhahn,
Schuhmachermeiſter.

Saft Neeter i Ha
Direktion M. Rienoradso.

Mittwoch den 6. Mär a
168. Abonnements r4. Viertel. Umauſchtarten giltig.

Nevitt nErnuſt. Gundury).
Eine triviale Komödie für ſeriöſe

Akten von
Deutſch von S van Teſchenb

eu von H. von Teſchenberg.
Anfang 78 UhrEnde gegen 10 übr.

Donnerstag den 7. Mär
169. Abonnem. Vorſt. 1.

Umtanſchkarten giltig.

Carmen.
Oper in 4 Akten

von Georges Bizet.

PanoramaGroße Ulrichſtraße 6 I.

Sohwei z.
C

Naumburg a. d. S.Wir ſuchen e unſer

Materialgeſchäft per 15, März

Surter

oder I. April eine
tüchtige Verkäuferln,

Töchter von Mitgliedern wer-
den berorzugt.

Der Vorſtand.
i Pegaurant Pogt

Alte Promenade 33.
Morgen, Mittwoch

Grosser musikalischer
Unterhaltung Abend.
Ab 6 Uhr: Kartoffelpuffer.
Es ladet wer ding ein

Winkel.

Hausarbeit.
Mehrere tüchtige Zigarrenarbeiter für feinſte Handarbeit

finden bei hohem Lohn ſofort Beſchäftigung. Pormarbeiter
können daſelbſt Handarbeit erlernen.

lIelpzig, Weststrasce 31, Zlgarrenfahrit.

Als Prämie für unſere Leſer
liefern wir zum Vorzugspreis von 3, M

Rene, illuſtrierte

Franz Brillparzers ſäntl. Verke.

Dracht Ausgabe.
Herausgegeben von Rud. von Gottschall.

Dieſe Ausgabe iſt nur erhältlich in unſerer VolKs-
Bachhandlung, Harz 42/43 und bei A. Leopoldt, Zeitz.

Verſand nach auswärts 1 Exemplar gegen Einſendung von
4 Mark.

W billiger

Möbel-
Verkauf

in nur u gedieg. Aus
führ. Neue Plüſchſofas
55 M., Kleiderſchränke,2tür., 28 M., Spiegel-

e 45 M., SJ S M., gr. Spiegel
u tu Wal enſt le 5 M. Shreiett che

Zugang Plüſch
Kommsden,

z nſtaunend billig.
Anſicht ohne Kaufzwang

gern geſtattet.

S. Rosenberg,
Geiststr. 21, 1 Treppe.

Kartoffeln!
Empfehle ff. Neuſtdt. Magn.

bon. und weißfleiſchige Blaßrote,
alles in beſter Qualität, gutkoch.
und fein im Geſchmack. Beſtell.
werd. prompt u. frei Haus beſorgt.
Ozcar Heller, Steinweg 37, Tel. 2179.

Meine anerkannt vorzüglichen
Rustenbonbon an
bayr, Malz,Abe -Zonbon,

Zwiebel Zonbon u. 5. V.
bringe in empfehlende Erinnerung

Rob. Schirmer,
Tornow s Nachk.,

alle a- S.,
Halle a. S., Harz 42/43. Honigkachen- u. Zuckerw. -Fab.

Brillenlll
Klemmer!!!
mit nur feinſtem Kriſtallglas

enau angepaßti häel do platten

zu billigsten Preisen.
Optiſches Jnſitnut

Carl Schneider,
20 Gr. Ulriehstr. 20.

Reparaturen ſtets ſofort.

kegau. in bare

Mansfelderstrasse II.
Mittwoch den 6. Märzl Wachſen

Hierzu ladet ein Der OSbige.

w. &tutzers Restaur.
Krnaus eng ragso

Mittwochb. Sehlaehſefest.

Früh 8 Uhr: Welſſſeiſch.
Abends: Div. Wurſt u. Suppe.
Wurſt auch außer dem Hauſe.

Es ladet freundlichſt ein
Robert Stutzer u. Frau.

werdeu bin perKleider und bi llig
angefertigt bei

Max Berndorft, Geiſſſtr. 42.

Schweinefleisch
à Pfd. 70 Pf. empfiehlt

Gustav Rammelt, fleischerel, Aue

Papier U. Pappenabfälle
kaufen jeden Poſten

Kl. Brauhausſtr. 20.
fadrräder emaiſtiert in all. Farb.

bei 180 Grad Hitze
Lerehe, Kleine Ulrichſtraße 33.

Räumfuhren werden angen.
u. gut ausgef. G. Weinhokz Harz 5.

c Damenfriſieren in und
außer dem Hauſe empfiehlt ſich
Lniſe Walther, Gr. Brunnenſt. 25.

Nähmaschinen
von 55 Mk.

Wringmaschinen.
bugt. lerche,

richſtr.r Ecke Bachrihir
Teleph. 3044.

Reparaturen an Näh- u. Vring-
maschinen gut u. billig.

Gegr. 1894.
Plisxee- Brennerel.

Mitglied des Rabatt Fereins.

Nur Rathausstr. 15!
Villigſte Bezugsquelle!

noleum,
Tapeten,

Wachsituche.äheſent Celſereſeitre

Vertikow 34 M., Schreib-
tiſche 34 M., Sofas 38 M., e

für

ttſtellen, Matratzen zu verk.Riaior, le tie 39

Wohn zu r u. 1. April
n be en.Franz 5 Lintrecher, 2itchen.

mit 3 5chubkaſtenWerkbank wit 5chraubſöche f.

Schloſſer oder MWechaniker verk.
Dachritzstrasse 9, part.

32 Xäner u.
Förderleute

e ſofortFröne Zukunft Hötzlich

bei Halfe a.Lehr ins
ſucht Ferd. Haassenxier, T
Barfüßerſtr. 9, Meſſing- und
Reuſilberwarenfabrik.

S Arbeiter net
Weingärten,

Wie werde ich schön.
Von Minna Kube.

Preis 1 Mk.
Volksbuchhandlung.

tadelloſen Sitzes.
Neuesto Huster von besten
Qualituten ſtehen auf Wunſch
zur getälligen Anſicht ſtets

zur Verfügung.

Wilhelm Llehknecht.

Was le Soriuldemokraten
gind und was gie wollen.

Preis 25 Pfg.
Volksbuchhandlung.

Heute 2 Uhr nachts entſchlief
nach S ſchwerem Ringen
meine liebe Frau
Marie Japp geb. Zrehm
im Alter von 23 Jahren.Die Beerdigung am
Donnerstag nachm. 3 Uhr vonder Leichenhalle des Wielichen

ſteiner Friedhofes aus ſtatt.
Dies zeigt tiefbetrübt an

Julius Japp nebſt Kind

Standesamtliche Nachrichten.

HalleSäd, Steinweg 2,4. März.

Aufgeboten: Dreher e
mann und Anna Oehmi
(Geiſtſtraße 35 und Schloſſer
ſtra ze 13). Maurer Pander u.
Frieda Stolle (Unterplan 3 und
Ludw. Wuchererſtr. 23). Schloſſer
Lindemann und Emma Kunze
Freiimfelderſtr. 14 und Ludw.

Wuchererſtr. 79). Arb. Trappiel
und Minna Heinevetter (Bäcker
ſtraße 1 und Mansfelderſtr. 28).
Kutſcher Kirmſe und Emma
Wilde (Halle S. und Möderau).
Jnſpektor Herrmann und Anna
Beyermann (Halle a. S. und
Deſſan). Schmied Beuſchel
und t Parge f (Halle S.
und Diemitz). oſtbote Heroldund Minna W (Halle
und Biſchdorf). Bergarbeiter
Grzechnchna und Marie Raſch

und Spickendorf).
rpedient Zur und Anna

Klingner (Halle S. und Göhren-
dorf). uſchläger Höhne und
Frieda Rohr (Greppin u. Niet
leben). Bergmann Witte und
Erneſtine Reichelt (Bruckdorf u.
Zwintſchöna). Arbeiter Weiß u.
Anna ewige e (Nietleben).

Geboren: Bahnwärter geff;
mann S. (Klinik). n org
S. (Klinik). Schloſſer Worch T.
(Klintk). Arb. Gaſt S. (Klinih).

Strehl T. Merſe
burgerſtraße 1099. Kaufmann
Schütter T. (Annenſtraße 3).
Oberarzt v. Rothe T. (Merſe-
burgerſtr. 164). Schloſſer Bauer
T. Wörmligerſtr. 98). Geſchirr
führer Schöneburg S.
ſtraße 22). Gürtler Zeche(Parkſtr. 16). Kaufm. er
S W e 15). Schneider

(Mansfelderſtr. 47).e Meiſe T. (Lilien-
ſtraße 12). Schriftſetzer Schröder
T. (Zenkerſtraße 16).

Geſtorben: Verſtorb. Schuh
machers Fritza T., 3 J. Ludwig
ſtraße 3). Bergmanns Gille S.,
1 J. (Klinik). Invalide Thiele,

J. nie Arb. SchubertS., (Schimmelſtraße D.elene Bellſtedt, 21 J. Elünt,

itwe Auguſte Chemnitz
Meinhardt, 70 J. (Franckeplatz 1).

Halle-Nord, Burgſtr. 38,4. März.
Aufgeboten: Schloſſer Gebauer
und Lina Hühn (Bernburger-,
ſtraße 21 und Gr. Märkerſtr. 22).Maler Schmalfeld und Berg

Felger Adolfſtraße 6). Pan-
toffelmacher Ruthenberg u. Jda
Köhler (Weitzenburgſtr. 15 u. 14).
Arbeiter Sorgenfrei und Minna
Beyer (Zietenſtraße 35 u. Reil
ſtraße 38). Buchhändler Raſenack
und Anna Fielitz (Berlin und
Breiteſtraße 30).

Geboren: Wärter Bartneck
S. (Dölauerſtraße 18). Loko
motivheizer Viertel S. biſg ine
traße 25). iſeur Löh Wallſtraße alerT. (Große Wallſtraße 39).

L er Frenkel T.San 7). Fleiſcher Weiſe
Schillerſtraße 32). Aufſeher

S. e 9).uerwehrmann Krummbiegel

irre 27). Bäckermeiſter Heide S. (Böck e 10Maſchiniſt Herrmann Ka

wen Forwere Jmy)
eſtor ormerEhefrau Marie geb. Brehm,

23 J. Reilſtraße 11). Verw.
a gailtratrielerg cMüller, 66 Jahre

n 22).S Geg m m d re verntweri6: Arguß r e e e G. G. m. b. Kahe a. G.
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Deutſcher Reichstag.
8. Sitzung. Montag, den 4. März 1907, nachm. 2 Uhr.

Am Bundesratstiſche: Graf Poſadowsky, Frhr. vonStengel, Dernburg, e v. z.
Die erſte Etatsberatung wird fortgeſetzt.
Chef der Reichskanzlei v. Löbell: Unmittelbar vor der
räſidentenwahl ſoll, wie der Bayriſche Kurier behaupiet,
err Spahn ſich geweigert haben, mit mir ohne Zeugen zu

verhandein. Die Darſtellung, ſoweit ſie wich betrifft, iſt von
Anfang bis zu Ende erlo gen. Herr Erzberger hat eine
Aktennotiz der Reichskanzlei als durchaus unwahr und als
eine einſeitige Niederſchrift bezeichnet. Was die Einſeitigkeit

ſo war es nicht nur mein Recht ſondern meine Pfucht,
eine Unlerredung niederzuſchreiben, die ich in amtlicher Eigenſchaft und in hochſt e amtl. cher Sache mit Herrn Erz-
berger hatte rr Erzberger teilte in der Unterredung mir
mit, Pöplau beſitze noch aktenmäßiges Material, deſſen Be-
kanntgabe die Kolonialverwaltung auf das ſchwerſte kompro
mittieren würde. Er ſei bereit, dies herauszugeben, wenn das
Disziplinarverfahren aufgehoben würde. (Hört, höril) Jch
pe dies Anſuchen ſofort r das entſchiedenſte zurüchgewie-
en. Herr Erzberger ſelbſt erklärte mir, er habe die Zurück-

weiſung von mir orwariet. Jch habe ſofort die Unterredung
niedergeſchrieben, je eine Abſchrift dem Staatsſekretär des
Auswärtigen, dem Kolonialdirektor und dem Legationsrat
Helfferich zugeſtellt, das Original aber gerade aus Rüchſſichtauf Herrn Erzberger unter ſtreng vertraulichen Verſch uß ge
nommen. Da fand ich im November 1906 eine Notiz, wo
nach Herr Erzberger erklärt habe, daß er erſt die Angelegen-
heit Pöplau zur Sprache gebracht habe, nachdem die Verſuche
durch Jnanſpruchnahme des Chefs der Reichskanzlei, Abhilfe
der kolonialen Mißſtände zu ſchaffen, geſcheitert ſeien. Darauf
hin hatte ich im Dezember v. J. eine neue Unterredung mit
Herrn Erzberger. Jch hatie der Verſuchung, ſchon dama's die
Ak ennotiz zu veröffentlichen, gerade im Intereſſe des Herrn
Erzberger widerſtehen zu müſſen geglaubt. Herr Erzberger be
Gr den Jnhalt der früheren Unterredung, ertlärxie die

e r mich für i ertigt und verſprach ge
legentliche Klarſtellung im Reichs a m ſo überraſchender
kam für mich die Ausſage Herrn Erzbergers im Pöplau- Pro
s wonach Erzberger durch die ablehnende Haltung des

olonialdireſtors Prinzen Hohenlohe und des Chefs der
Reichskanz'ei genötigt worden ſei, den Fall Pövſau im Reichs
tage vorzubringen. Dadurch war ich zur Wiederherſtellung
meiner angegriffenen Ehre genötigt, mit der Veröffentlichung
meiner Notiz erauszurücken. (Lebh. Sehr richtig! be.m Kar
tell.) Jch halſe die Notiz im vollſten Umfange aufrecht. (Ab-
geordneler Erzberger: Jch beſtreite ſiel) Alle Einwendungen
des Herrn Erzberger gegen die Notiz ſind hinfällig. Herr Erz-
berger hat für den Fall der Veröffentlichung der Pöplau-Aklen
mit der Ablehnung der Kolonialforderungen durch die Zen-
trumsfraktion gedroht: ſelbſtredend hat er dies nicht als Frak
tionsbeſchluß, ſondern als perſönliche Anſicht hingeſtellt. Er
hat ferner die Veröffentlichung für den Fall des Nichtnieder-
ſchlagens des Disziplinarverfahrens in Ausſicht geſtellt, wobeies ja ganz gleichgültig iſt, ob die Veroſſenil ung durch
Reſchstagsreden oder durch die Preſſe erfolgen ſollte. (Lebh
Sehr richtig! rechts und bei den Natlib.) Und da wangt es
Herr Erzberger, mir vorzuwerfen, daß ich nicht an der Be
t. kolonialer Mißſtände mi' arbeiten will. (Abg. Erz
erger: Jch tue es nochmals! Große Unruhe. Rufe bei den

Naklib. Unverſchämt!) Gegen Herrn Erzberger habe ich
einen klaſſiſchen Zeugen für mich, nämlich Herrn Erzberger
ſelbſt, der am 10. Juli 1906 unter Eid ausgeſagt hat, daß
er mich im Auftrage Herrn Pöplaus beſucht hat, um zu ver-
ſuchen, die Einſtellung des Disziplinarverfahrens zu bewirken
daß ich dies Anſuchen zurückgewieſen habe und daß er, Herr
Erzberger, dies auch erwartet hat. ort hört! bei den Natl.)
Die Ausſage deckt ſich inhaltlich völlig mit der Akten Notiz
Nun wählen Sie, wem Sie glauben wollen. einer akten-
mäßigen Notiz und dem beeidigten Herrn Erzberger vom10. d 1906 oder dem unbeeidigten Erzberger vom
19. Februar 1907. (Unruhe im Zentr.den Hallib anhaltende Bewegung.)

Abg. Behrens ((Chriſtlich Soz.) Die Nationalliberalen
za ſich, namentlich im preußiſchen Landiag, bisher zu anti
ozial erwieſen, als daß wir zu ihrem ſozialpoliti chen Eifer
völlig Vertrauen haben könnten. Die Mehrheit der Arbeiter
iſt königs reu: neun Millionen Arbeiter haben für die bürger-lichen Fmteien geſtimmt. Die Sozialdemokraten ruinieren mit

ihrem Terrorismus die Kleingewerbetreibenden; andererſeits
üben aber auch die Großinduſtriellen vie fach den ſchärfſten
Terrerismus. Wir verlangen ein freiheitliches Vereins und
Verſammlungsrecht und Vorlegung des Entwurfs über die
Rech sfähigkeit der Berufsvereine in verbeſſerter Geſtalt. Mit
der Förderung der cchriſtl ch-ſozialen Arbeiterbowegung be-
kämpft man am beſten die Soz aldemokratie.

Abg. Graf Mielczinsky (Pole): Der gelehr'ge Schüler des
Reichskanz'ers, Herr Winckler, hat uns vorgeworfen, daß wir
an der Revolution ſchuld ſeien. Die Schuld an der ruſſiſchen
Revolution trägt die ruſſiſche Bureaukratie. die Führer der
Duma ermorden läßt und die von Herrn Winck er und ſeines-
gleichen aus innerer Seelenverwandtſchaft heraus verteidigt
wird. (Sehr r bei den Polen und bei den Soz.) Der-
artige Scharfmacherreden müſſen den Verdacht erwecken, daß
die preußiſche Regierung die Revolution
will. (Unruhe rechts.)

Vizepräſident Dr. Paaſche: Sie dürfen auch nicht be-
dingungsweiſe begaupten, daß die preußiſche Regie-
rung die Revolution will. (Unruhe rechts

Abg. Graf Mielczinsky (forfahrend) beſtreitet, die preu
ßiſche Regierung beſchuldigt zu hab an.

Vizepräſident Dr. Paaſche will nach Einſicht in das Sleno-
gramm auf die Sache zurückkommen.

Abg. Graf Mielczinsky (fortfahrend): Jch glaube Graf
Poſadowsky ſchäm' ſich innerlich, hier die Poſenpolitik der
preußiſchen Regierung verteidigen zu müſſen. Das preußiſche
Anſiedelungsgeſetz bedeutet einen Verfaſſungsbruch. (Sehr rich-
tig! b. d. Polen und b. d. Soz. Glocke des Präſidenten.)

Vizepräſident Dr. Paaſche ruft den Redner zur Ordnung.
Abg. Graf Mielezinsky (fortfahrend). Das Vereine und

Ver] ainmlungsrecht wird bei uns völlig illuſoriſch gemacht.
Vizepräſident Dr. Paaſche (unterbrechend) Jch habe in

zwiſchen Einſicht in das Stenogramm genommen. Sie haben
in ſtrikteſter Form der preußiſchen Regierung vor eworfen, daß
ie die Revolution will. (Wider pruch bei den Polen und bein Soz.) Jch rufe Sie nun noch nachträglich zur Ordnung.
Wenn Sie mit dem Ordnungsrufe nicht einverſtanden ſind kön.
nen Sie an das Haus appellieren. (Rufe b. d. S.: Tun Sie
es nur!arg Graf Mielezinsky (ſortfahrend) beſpricht den Schu-
ſtreik. Alle Ausſchreitungen der Lehrer gegen die nKinder werden gebilligt In der konſervativ liberalen Ehe
wird hen wie W dem Stand die ſelnen L

mann in dem Au ick, da er ſeinendehiehe will, durch den Ruf eines Beamten geſtört wird

ravo! rechts und bei

i

C

Halle a. S., Mittwoch den 6. März 1907.

Haben Sie nichts zu (Schallende Heiterkeit.) Dieſer
Zollruf wird auch die Kartellehe ſtören. Hoſſentlich wird die

roße Mehrheit des deutſchen Volkes die gegen uns getriebene
Entrechtungspolitik verurteilen. (Beiſall b. d. Pol.)
Stautsſekretär Graf Poſadowsky erörtert zunächſt die Frage

des Rei iskonts. Die Höhe des Distonts hängt mit
der ſteigenden Jn anſpruchnahme der Beſtände der Recchsbank
durch die Jnduſtrie zu ammen. Vielleicht laſſen ſich bei der
Verlängerung des Bankabkommens Aenderungen in der Bank-
verfaſſung treſſen, die indeſſen die Grundlage unſeres Bank-
weſens nicht erſchüttern dürſen. err Gamp fordert eine groß-
zügige Sozialporitik. Hoffentlich kommt er wegen dieſes kecken
Wortes nicht in Ungelegenheit mit ſeinen näheren politiſchen
Freunden. Heiterkeit bei den Soz.) Herr Gamp klagt über
po izeiliche ikanen und ſpielte auf die Bäckerei- Verordnung
und auf die Verordnung im Gaſtwertsgewerbe an. Für dieſe
S ſich ſämtliche Regierungs und Oberpräſidenten auf Be
ragen ausgeſprochen. Ein im preußiſchen Abgeordnetenhauſe
ſtellter Abänderungsantrag wurde dort einſtimmig abgelehnt.

der Bundesrat Verordnungen zugunſten von Leben, Ge
ſundheit und Sittlichleit der Arbeiter erläßt ſo ſind das nicht
ideo ogiſche Phantaſien eines weltfremden Reichsamts, ſondern
es ſind ſehr wichtige Gründe dabei maßgebend. Die Kompli-
r unſeres modernen Kulturlebens führt ſte'gende Ge-
ahren für Leben und Geſundheit der Arbeiter mit ſich. Der
Kriegsminiſter hat in einem Schreiben im Jnieereſſe eines
brauchbaren Heereserſatzes die Verbeſſerung der Wohnungsver-
hältniſſe, die Minderung der Kinderſterblichkeit, die Bekämpfurdes Alkoholgenuſſes, überhaupt die ſoziale Hebung der Bevöl-
kerung als dringend notwendig bezeſchnet. Hygien ſche Maß-
regeln zur Erhaltung unſerer Volkskraft ſind alſo keine ideolo-
giſche Marotten. So lange ich an dieſer Stelle ſtehe, werde
ich mich dorch keine noch ſo geftigen und verleumderiſchen An
griffe abhalten laſſen. meine Pflicht zu tun. (Lebh. Beifall.)

Abg. Frhr. v. Hertling (Zentr.): R n m
von 1906 hat eine gewiſſe Aehnlichkeit mit der Reſchs ags-
auſtöſung von 1878, die wegen der Ablehnung des Sozialiſten
geſetzes erfolgte. Darnals wollte Fürſt Bismarck das Ueber-
W der nationall. berg en Fraktion brechen. Er warf den
Nattonalliberalen vor, Miniſterpoſten zu verlangen, er warf
ihnen weiter vor, Regierungsvorlagen ohne Berarung im Hauſe
ſchlankweg durch Fraktionsbechluß zu beſeitigen. (Hört hört!
im Zentr.) Wann hak je das Zentrum ſolche Prätenſionen er-
hoben Wie kann im Ernſt von einer desZentrums geſprochen werden (Lachen bei den Natl.) Kann
es überhaupt in einem nicht parlamentariſchen Staate eine re-
g'e ende Partei geben Bedeutet das Nebenregierung, wenn
zwei Fraktionsmitglieder ohne Frakt'onsbe chluß ſich für zwei
Subalternbewnte intereſſieren Man ſpricht immer von Kuh-
handel. Was haben wir denn erreicht? Die Beſeit'gung
eines einzigen Paragraphen des gehäſſigen Jeſuitenve etzes.
Die Vorgänge vom 13. Dezember waren An aß, nicht Grund.
Man hat in der zweiten Leſung auſgelöſt. während b's zur
dritten Leſung zweifellos eine Verſtändigung möglich geweſen
wäre. (Hört, hört! b. d. S.) Der Reſchskanzler wollte den
Bruch. dachte die w'ertſcha tlichen Kämpfe liegen hinter
uns, und er brauche nicht mehr die Zentrumshilfe. Aufs tieſſte
hat es mich geſchmerzt, daß der Kanzler von der ſchwarz-roten
Mehrheit ge'prochen hat. (Zuſtimmung m Zentr.) Er wußte
doch. daß die Soziaſ demokratie auch gegen unſern Antrag zu
ſtimmen entſchloſſen war. (Sehr r'chtig! im Zentr. und bei den
Soz Wir freien uns wenn her eine gute Politik ouch
ohne uns gemacht wird. (Sehr richtig im Zentr.) Jn der
Wirt Chaftspolitik wird Fürſt Bülow auch künftighin die von
uns ſtets empfohlene mittlere L'n e be'olgen müſſen. De ſoz'ai
politiſchen Anträge die hier jetzt einlaufen, entſtammen we'ent-
ſich unſerer Anregung. Durch den jöhen Bruch hat Fürſt
Bülow das eben im Schwinden begriffene Mißtrauen des ka
tholiſchen Volkes wieder hervorgerufen. Die Foge wird ſein
daß gerede die konſervativen Elemente m Zentrinn jmmer
ſchwerer Raum für ihre Betätigung im politiſchen Leben finden
werden (Sehr wahr! im Zen“rum) Es iſt eine eitle
Flluſion, wenn man denkt, daß dieſe Ele-mente eine eigene Partei bilden werdenWir vertrauen auch fernerhin der eigenen Kraſt. (Lebh. Bei-
fall im Zentr.)

Abg. Dr. David (Soz.): Der Schmerz des Zentrums iſt ja
begreiflich, aber er werd nicht lange währen. Regierung und
Zentrum werben ſich ſchon bad wieder finden. (He terkeit
und Zuſt. b. d. S.) „Der Reſchskanz er hat ſich ſeit Dienstag
hier im Hauſe nicht ſehen laſſen. Wohl, weil ihm die Szenen
die die konervati-ſiberaſen Neuvermählten ſchon in den Flitter
wochen aufführten, pe nlich ſind. Heiterkeit b. d. V Das
Ergebnis der ſiebentägigen Etaisdebatte iſt die Feſtſtellung
d die konervativ-liberale Paarung an einer inneren Schwäche
leidet, die jede Ausſicht auf längere Dauer gausſchließt. Die
Kon ervativen haben ſich wohl gehütet zu erkären, ſich auf
den Boden der neuen parlamentar“ſchen und Reg erungs-
konſtellation zu ſtellen; und auf die Konſervativen und nicht
auf die Liberalen kommt es hier an.

Der Reichskanzler hat uns für die nächſten Wahlen die Voll-
endung der „Zerſchmetterung“ in Ausſicht geſtellt. Abwarten!
Ohne irgendwie propheze en zu wollen, erſche nt es mir nicht
allzu wahrſcheinlich, daß die Kanzlerſchaft
des Fürſten Bülow die nächſten Wahlen er-
leben wird. (Sehr richtig! bei den Soz Jedenfalls aber
wird die Soz'a demokratie die Kanzlerſchaft Bülows überdauern.
(Sehr richtigl bei den Soz.) Wenn wir gelegenklich mit dem
Zenirum zuſammengeworſen werden, ſo ändert das nichts an
der Tatſache, daß wir in ſchärfſter Kampfſtellung gegenüber
dem Utranontanismus ſtehen. Dagegen ſtehen Kon ervatis-
mus und Uftramontanismus im engſlen innerſten Zuſammen
hang, während de konſervativeliberale Paarung ein auf de
Spitze geſtelltes Ei iſt. das bei der geringſten Erkchütterumg
um allen wird. Der Recſchskanzler ſelbſt würde eine liberale
Aera nicht durchſetzen können. Als preußiſcher M'niſter-
präſident iſt er der Gefangene des preußiſchen Junkertums.
(Sehr war! bei den Soz.) Bei den Wah'en war viel von
der Hinterbeppenpolitik die Rede. Bei den Nationalliberalen
ſprach der Konkurrenzneid gegen das e mit. De Kon
ſervativen ihrerſeits haben keine Hintertreppenpolitik nötig. Sie
haben das Monopol auf die Vordertreppenpolitik, auf den Auf-
gang für Herrſchaften. (Lebh. Heiterkeit und Zuſt. b. d. S.)
Die Hintertreppenpoſitik iſt das naturgemäße Prodult unſeres
halb parlamentariſchen halb ab'olutiſtiſchen Regierungs yſtems.
Uebrigens ſollten die Spuren Erzbergers ſchrecken. Nach den
Erklärungen des Herrn v. Löbell ſind ja ſo'che Unterredungen
die reinſten Mauſeſallen. (Sehr richtig! bei den Soz. und im
Zentr.) Würde jemand über e'nen Privatbeſuch ein Protokoll
machen und dann behaupten wollen. es habe authentiſche Be
deutung. ſo würde man ihn auslachen. (Sehr wahr! i. Zentr.
und bei den Sog.) Einſe'fige Protorolle aufzunehmen, iſt ge
radezu ein vormärzliches Verſahren (Lebh. Zuſt. b. d. S.
und im Zentr.) Das ſage ich zur Steuer der Wahrheit, nicht,
um mich in den Streit zwiſchen Herrn Erzberger und Herrn
v. Löbell einzumiſchen.
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Politiſcher Kinderſinn gehört dazu, an eine liberale Aera
glauhen. Sehr wahr! ber den Soz.) Wann hat Bülow
den geringſten Ver uch gemacht, das preußiſche Landtagswahl
recht zu demolratiſieren, was doch die Vorbedinguig einer
ſochen liberagren Aera wäre, und um ſich aus der Umlammne-
rung der preußiſchen Junker zu beſreien We ſollte er auch
Er iſt Fleiſch von ihrem Fleiſch. Niemals hat er einen anderen
Leitgedanken bekannt, als den einer Samm. ungspolitik gegen
die So a demokratie. Freilich hat er mit ſeiner Reichstags
auflöſung vom 13. Dezember und ſeiner Wendung gegen das
Zentrum dieſer ſeiner eigenen Politik Hinderniſſe berei et. Das
Zentrum iſt verſchnupſt, und es wird immerhin eine Weiledauern, bis man c wieder findet. Aber finden wird man
ſich ja. Uns follte es freuen, wenn das Zentrum in eine
Oppoſitionsſtell eng hineingetrieben würde. ir glauben nuv
nicht ſo recht daran. Hat es ſich doch in Heſſen mit den
Nationallibera en gegen den Großherzog zuſammengefunden,
der einen ſozialdemokratiſchen Beigeordneten beſtätigt hatte.
(Hört, hört! bei den Soz.) Der Reichskanzler hielt hier ein
Kolleg über die Gründe unſerer Niederlage. Seine Dedufktion
ging dahin, daß wir de Niederlage uns ſelbſt zu verdanken
hätten. Wenn dem ſo wöre, ſo hätte nicht er uns beſiegt,
ſondern wir hätten uns ſelbſt beſiegt. (Heiterkeit.) Der Reichs
tanz er bemängelte unſeren Ton. Wie iſt denn der Ton der
Gegner Jn dem Guſtav Adolf-Kalender des Herrn v. Bodel
ſchwingh findet ſich ein Artikel, in welchem es u. a. heißt
Hinaus mit dem frechen laſterhaften Bebel, dem jüdiſchen
Singer und den ſonſtigen dynamitſüchtigen Vampiren. Ziege
Sie alſo zuvor den Balken aus Jhren Augen, ehe Sie ſi
irm unſere Splitter bekümmern! Der Reichskanzler gab ja ſelbſ
ein Muſſterbeiſpiel der gegneriſchen Polemik, indem er a
Grund unzuvertäſſigen Materiols Anklagen gegen unſern Partei
genoſſen Ditimann erbet die dann weder er noch ein Regie-
rungsmitglied zurücknahmen, obwohl Dittmann ihre Unwa
heit nachwies. Den Mord in Anhalt hat uns der Pehn
auch an die Rockichöße gehängt. Jn dieſem Falle hat
wcht der Ge'ſt der Sozioltemokratie, ſondern der Ge ſt der von
ſo vielen Herren der Rechten aus Kar'offe n prodmtz ert wird,
der Fuſelgeiſt (Heiterkeit.), wieder einmal ein Opfer gefordert

Mit dem „Schmutzlappen des Hottentottenblocks“ über die
Form kann man ja ſtreiten hat die Leipziger Volkszeitung
die Fahne des Reichsverbandes gemeint, und ſoweit ſind wir
doch noch nicht, daß die Lügenſfahne des Reichsverbandes
identiſch wäre mit der deutſchen Reſchsflagge. (Sehr gut! bei
den Soz.) Ueberall, wo der Reichswervand in die Wahl ein
gegrifſfen hat, hat er die Wahlagitaton vergiſtet. Den Ritter
Georg möchte ich doch gegen Herrn v. Liebert in Schutz neh-
men; die Waffen des Ritter Georg waren blank und ehrlich
was man von denen des Reichsverbandes nicht ſagen kann.
Sehr gut! bei den es Was das „Volksgericht' über die

Sozialdemokratie betrifft, ſo iſt zu konſtatieren, daß die Block-
parteien mit über einer Million Stimmen in der Minderheit
geblieben ſind. (Sehr gut! bei den Soz.) Sich mit inne-
ren Streitigleiten in der Sozialdemokratie zu beſchäftigen, iſt
ein Steckenpferd des Reichskanzlers, der ja vollkommen unfähig
iſt, eine großartige Bevegung wie die Sozialdemokratie in
ihrer hiſtoriſchen Bedeutung zu verſtehen. Was würde man
von einem Hiſtoriker ſagen, der die Reformation nach den
inneren Streitigkeiten unter den Reforma oren beurteilen
würde, die doch noch ganz anders waren, als die zwingen
uns. Keine ne in dieſem Hauſe hat ſo wenig Mei-
nungsverſchiedenheiten wie die ozialdemokratie. (Lachen
rechrs.) Jch möchte einmal Mäuschen bei Jhren (nach rech 8)
Frattionsſitzungen ſpielen. Da erklärt ſich einer für Sozial
politik, der andere für Aufhebung des Wahlsechts. (Wider-
ſpruch rechts.) Wollen Sie vielleicht die Aeußerungen der
Herren v. Zedlitz, v. Manteuffel, v. Kröcher und v. Mirbach
ableugnen Gewiß ſind bei uns Meinungsverſchiedenheiten
Es ware gar nicht möglich und auch gar nicht Fr. wenn
dem nicht ſo wäre. (Sehr wahr! bei den Soz.) rade in
den Meinungsverſchiedenheiten und darin, daß ſie zur
kommen, liegt die Garantie für ein Se geiſtiges Leben
in der Partei. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Wir befinden uns,
wie mein Parteigenoſſe Bebel ſo ſchön gelegentlich der Zu
kunftsdebat e von 1893 ſagte, in beſtändiger geiſtiger Mauſe-
rung. Es widerſpricht völlig den Tatſachen, daß, wie der
Reichskanzler behauptet, die reviſioniſtiſchen Parte genoſſen ver
gewaltigt ſeien und ſich geduckt hätten. Vor und nach Dres
hen iſt über das Programm weiter diskutiert worden. Der
Reichskanztier könnte das wiſſen, wenn er ſich um eine Sehr
als oberfiächliche Bekanntſchaft der Dinge bemüht hätte. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Wer etwa geglaubt hat, wir hätten die
Fahne der Rebellion innerhalb der Partei erheben und die
Partei zu ſpa.ten ſuchen ſollen, muß eine unglaublich naive
Seele geweſen ſein. Nur ein Karlſchen Mießnickpolitiker konnte
ſo etwas denken. (Heiterkeit.) Wenn Liberae uns d
ſuggeriert haben, ſo hätten ſie doch aus eigenſter liberaler
fahrung wiſſen ſollen, was es heißt, wenn eine Oppoſition ſich
ſpaltet. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.) Die Reviſioniſten
laten das einzige, was ſie im Jntereſſe ihrer Ehre und
Jn ereſſe der Partei tun konnten, ſie blieben in der Partei
und haben mit der Partei mitgearbeitet. Wir tun nicht, was
unſere Feinde uns anraten, ſondern was die Macht und Größe
unſerer Bewegung ſteigert. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Sog.)
Gewiß hat den ſogen. Reviſioniſten Dresden nicht gefallen,
aber niemals durften ſie die Parteibeſch'üſſe als nicht vor
handen anſehen. Die Mitarbeit in der Partei hat ihnen nie-
mand bverwehrt. Jn allen praktiſchen Fragen iſt keine Partei
ſo einig wie die Sozialdemokratie. (Sehr richtig! b. d.
SozWas die. Auffaſſungen Schippels über die Agrarvpolitik be-
trifft, ſo glaube ich, daß ſie von niemanden in der Partei
geteilt werden. und daß Schivpels parlamentariſche Tätigkeit
in Widerſprüchen mit ſeinen Ausführungen ſtand. (Sehr rich-
tig! b. d. Soz.) Der Reichskanzler ſpricht immer von Dres
den und nicht von Mannheim. Mannheim zeigt ihm eben die
Einigkeit der Partei und das paßt ihm nicht in ſein Konzept.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Unſere parlamentariſche Vergangen
heit beweiſt. daß der Vorwurf rein negativer Täligkeit hin
fällig iſt Niemals haben wir einer geſetzlichen Reform Hemm
niſſe in den Weg gelegt. Wohl aber möchten wir den Spieß
umdrehen und fragen: Was Bülow in ſozialpolitiſcher Be
ziehung geleiſtet? Er hat das Berggeſetz aus kapitaliſtiſcheiß
Intereſſe aus dem Reichstag in den Landtag geſchoben.

Er hat das Antigewerkſchaftsgeſetz eingebracht und die Ge
werkſchaften zu knebekn verſucht. Was die Arbeiter in heißen
Lohnkämpfen errungen haben. das und mehr iſt ihnen durch
die Bülowſche Wirtſchaftsvolitik genommen worden. Sehr
wahr! b d. Soz., Widerſpruch rechts.) Der Reichskanzler
ſprach vom ſozialen König'um. das die Sozialdemokratie über
winden werde. Ein wirkliches ſozialſes Königtum werden wirt
unterſtützen (Hört. bört! rechts.) Aber wir ſind höchſt mißs
traniſech gegen ſeine Möglichkeit: da müßte ein ganz anderer
Geiſt hereinkommen Sehr richtig! b. d. Soz.) Wir unfer-
ſtützen auch einen Monarchen, wenn er ſoziale Reformen de
ſetzen will weil es uns um dieſe Reformen ſelbſt zu tun i
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Nicht unſer Ton vnd nicht unſer
Endziel ſind der Grund der heftigen Feindſchaft unſerer Gege
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Ohne daß der Punkt auf der Tagesordnun
ſollten tauſend Mark als Rennpreis für den ſächſiſch-thüringiſchen
Reiterverein bewilligt werden
Emmer wurde in die Beratung eingetreten
Thiele ſprachen gegen die Bewilligung, andere dafür, darunter
Bürgermeiſter Dr. Rive.
ſchlußfähigkeit, und da nach der Geſchäftsordnung „mehr als
die Hälfte anweſend ſein müſſen, mindeſtens alſo 34, die Aus
zählung aber nur 33 Anweſende ergab, mußte die Sitzung ab-
gebrochen werden.
die Hälfte an der Jſt- Ziffer der Stadtverordneten bemeſſen
wiſſen, alſo an 62, da zur Zeit vier Mandate unbeſetzt ſind.
Dieſen Zahn mußte er ſich jedoch von den Stadtv. Glimm und
Thiele ziehen laſſen.
einige Flüchtige wieder herbeigelotſt worden waren, nochmals
abſtimmen. Das ſei zuläſſig, weil die Beſchlußunfähigkeit durch
den Vorſteher noch nicht verkündet geweſen ſei. Nun ſteht aber
davon kein Wort in der Geſchäftsordnung, welche nur beſagt,
daß zur Beſchlußfähigkeit mehr als die Hälfte gehöre. So-
bald konſtatiert iſt, daß dieſe Anzahl nicht anweſend iſt und
das war konſtatiert worden hat der Vorſteher einfach die
Sitzung abzubrechen und
unfähigkeit erſt ausdrückli
forderlich. Die offizielle Konſtatierung genügt und dieſe
lag vor.
ſich die große Mehrheit für Bewilligung der tauſend Mark.

gelegenheit zu be

arbeit. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Das pol Reſul
tat der Memoiren Hohenlohes iſt die bedauerliche
daß der füddeutſche Liberalismus nicht das preußiſcheJunkertimn auftommen kann. Die preug ſcen Jmnler

aufs Reich. (Sehr wahr! links, Unruhe kechts.) Die Auf-
rechterhaltung des Klaſſenwahlrechts in Preußen hat den Gegen
ſatz zwiſchen Nord und Süd verſtärkt. Mil den Schiffahrts-
abgaben hat man dem Süden einen weiteren Stich verſehtt.
Man nennt uns vaterlandslos. Warum Weil wir die Axt
Jhres (nach rech s) Patriotismus nicht billigen. Man hält
uns England vor. Hat nicht Campbell-Bannermann noch
als Miniſterpräſident erklärt, daß er den Burenkrieg für einen
Schandfleck der Menſchheit halte. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Wir haben in unſerer Auffaſſung die Kant, Goethe, Schiller,
Herder, Fichte und Humbo di auf unſerer Seite. Dieſe Ge
ellſchaft erſcheint uns beſſer als Jhre. (Heiterkeit.) Der preu

ßiſchen Politid fehlt jedes Verſtändnis für die Erxiſtengberech-
tigung anderer Nationen. Vergleichen Sie mit der preußi-
ſchen Polenpolitik die Tatſache, daß General Botha in Trans-
vaal Miniſterpräſident geworden iſt. Wir haben mehr für
die Ehre und den Woh'ſtand Preußens getan als die ganze
Junkergeſell'chaft. (Lachen rechts Um Deutſchlands
Zukunft würde es ſchlimmſtehen, wenn nicht

ner ſondern unſere Gegenwarts

die ſtarke Sozialdemokratie Garantie für
den ſchließlichen Siegeiner wahrhaft natio-
nalen Lolitik böte. (Lebh. Beifall b. d. Soz., Un
rube rechts.

Hiecguf vertdat ſich das Haus.
Veriönlich erklärt
Aba. Erzberger (Zir.), daß er morgen dem Chef der

Reichskanziei an worten werde und jetzt uur feſtſtelle, erſtens,
daß ſchon die Unferredumng vom
auf Pövplau ſondern überhaupt auf die kolonialen Mißſtönde

Sepfember 1905 ſich nicht

bezogen habe, zweiſens, daß er nicht die Einſtellung des Ver-
fahrens gegen Pöplau gewünſcht habe und driitens. daß er
nich: mit der Ablehnung der Kolonialforderungen durch das
Zentrini gedreht habe. Uebrigens werde nie wieder ein Chef
der Reſchskanzlei in die Lage kommen, von ihm eine Akten-
notiz aufzunehmen. (Lachen beim Kartell

Nächſte. Sitzung Dienstag 1 Uhr. Fortſetzung der Etat-
debatie, koloniale Nachtragskredite.)

Schluß 7 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, 5. März.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Nach einem vom Etatausſchuß gemachten Vorſchlage ſollen

alle ſonſt bei der Haushaltberatung vorgebrachten Anregungen
und Kritiken, die nicht direkten Bezug auf die Geſtaltung des
Haushalts haben, erſt nach Fertigſtellung des Letzteren zur

handlung gelangen. Dieſe Methode hat ihre Vorteile; ſie
kann aber auch weſentliche Nachteile zeitigen. Der erſte Verſuch,
der in dieſem Jahre damit gemacht wird, wird entſcheidend
dafür ſein, ob die Methode beibehalten werden kann.

Geſtern wurde allerdings in einem Falle zur alten Methode
zurückgekehrt, indem Aufſchluß erbeten wurde über die recht-
liche Grundlage für die Einmengung der Polizei in die vom
Freidenkerverein veranſtaltete Konfirmanden-Unterweiſung. Der
Erſte Bürgermeiſter Dr. Rive lehnte jedoch, da es ſich um die
Polizei handle, deren Handhabung „einem königlichen Rechte“
entſpringe, die Beantwortung ab und verwies den Jnterpellanten
auf den Beſchwerdeweg.
unſere Stadt für die Provinzialverwaltung aufzubringen hat,
jährlich über eine Viertelmillion, ſowie
ſchulweſen entſpannen ſich intereſſante Debatten.

Ueber die ungeheure Summe, welche

über unſer Volks-

Der Schluß der Sitzung brachte dann noch einen Knalleffekt.
eſtanden hatte,

Trotz Proteſt des Genoſſen
Oſterburg und

Nun bezweifelte Oſterburg die Be

Das geſchah jedoch nicht. Dr. Rive wollte
2

Dann wollte man, nachdem inzwiſchen

u ſchließen. Daß er die Beſchluß
proklamieren müſſe, iſt nicht er

Man ſtimmte trotzdem nochmals ab, und nun erhob

Die nächſte Sitzung wird ſich wohl nochmals mit der Anchäftigen haben.

Volksparkkommiſſion.
An Stelle der Genoſſen Lepitz und Hache ſind die Genoſſen

Simon und Gröbel in die Kommiſſion gewählt worden. Für
Hache nahm das Gewerkſchaftskartell eine Erſatzwahl vor, weil
Hache als Maſchiniſt im Volkspark angeſtellt worden iſt. Der
Keſſel iſt fertiggeſtellt, ebenſo der Dieſelmotor; in einigen Tagen
wird auch die Dynamomaſchine betriebsfertig ſein. Der Flur
im Haupteingang ſoll aus Terrazzo hergeſtellt und im Winter
mit Matten belegt werden. Für die elektriſche Beleuchtung
des Gartens wurde Unterleitung beſchloſſen, die überflüſſigen
Ständer für die Gartenbeleuchtung ſollen dann entfernt werden.

Die Böſchung an der unteren Gartenterraſſe ſoll ſteiler ge
macht und entſprechend mit Pflanzenſchmuck verſehen werden.

Ueber die Verteilung der Sonntage an die Gewerkſchaften
und die anderen Modalitäten dabei wird zunächſt in
ſamer Sitzung mit der engeren Parteileitung und dem Kartell
vorſtand beraten werden. Bis zur endgültigen Beſchlußfaſſung
nimmt Geneſſe Kretſchmann Anmeldungen noch entgegen.

emein

Freiſprechung im Haaſe-Prozeß.
Vor dem hieſigen Schöffengericht wurde geſtern die Privat

klage des Bergwerkdirektors Haaſe in Zipſendorf gegen unſern
Kollegen Thiele verhandelt. Die Oeffentlichkeit wurde ausge
ſchloſſen. Unter Klage geſtellt war nicht die anderthalb Seiten
lange detaillierte Schilderung des Falles auf Grund des
Akteuimaterials in der Nummer vom 9. September 1906 des
Volksblattes, ſondern eine ganz kurze Notiz vom 4. September,
weiche mitteilte, daß der Berginvalid Lange in öffentlicher
Verſammlung den Bergwerkdirektor Haaſe der an
Langes noch nicht 14 jährigen Stieftochter Wer habe. Der

lte Lange iſt inzwiſchen geſtorben. Er war Mitangeklagter.Eeq Zeugen, die vom Velagten geladen waren, wurden ver-

e darunter die Frieda Grahbolle, welche erzählt hatte,
einmal ihr verariten habe.

fnahme dauerte volle zwei Stunden. Nach
halbſtündiger Be erkannte das Gericht auf Frei-
ſprechung Thieles. der Urteilsbegründung wurde aus
eführt, daß ſich die Hauptbelaſtungszeugin, die jetzt 15 jährigeieda Grabolle, trotz wiederholter Bernehw ung nicht in weſent

liche Widerſprüche verwickelt habe. Die kleinen Verſchieden
heiten in ihren Bekundungen könnten nicht zu der Annahme
führen, das Mädchen habe die Unwahrheit geſagt: freilich könne
auch der Wahrheitsbeweis nicht in allen Punkten als er
bracht angeſehen werden. Der Beklagte habe ſich vor Veröffent
lichung der Notiz durch Befragung der Hauptbeteiligten, ſoweit
es irgend möglich war, informiert, und die Form der Notiz
laſſe keineswegs auf die Abſicht der Beleidigung ſchlietzen.
Demnach ſei der Angeklagte freizuſprechen geweſen und die
Koſten ſeien dem Kläger aufzuerlegen.

Leider macht der Ausſchluß der Oeffentlichkeit es unmöglich,
auf Einzelheiten der Verhandlung einzugehen.

Eine Reſolution gegen den Zeugniszwang
faßte am Sonnabend die Vereinigung Halliſcher Redakteure,
welcher mit wenigen Ausnahmen die Redakteure der bürger-
lichen Blätter angehören. Grund zu der Reſolution bot der
gegen unſere Kollegen Molkenbuhr und Däumig inſze-
nierte Zeugniszwang im Prozeſſe Suchsland-Thiele, bei welchem
unſere Kollegen wiederholt beſtraft wurden. Die Reſolution
hat folgenden Wortlaut:

Der Halliſche Journaliſtenverein erhebt dagegen Einſpruch
daß Redakteure oder verantwortliche Redakteure, die reichs
preßgeſetzlich als Täter oder Teilnehmer einer ſtrafbaren
Handlung in Betracht kommen, zur Zeugenſchaft gezwungen
werden dürfen.

Er ſpricht ferner ſeine Verwahrung dagegen aus, daß Re
dakteure oder verantwortliche Redakteure, die in Wahrung
ihrer Ehre und im Jntereſſe der ordnungsmäßigen Ausübung
ihres Berufs das Redaktionsgeheimnis zu hüten verpflichtet
ſind, durch das Mittel des Zeugniszwanges zur Preisgabeihrer Ehre und der Möglichkeit, ßeen Beruf ordnungsmäßig

auszuüben, veranlaßt werden.
Jn Uebereinſtimmung mit dem Beſchluß des deutſchen

Journaliſten- und Schriftſtellertages in Leipzig vom Jahre
1897, ferner mit der Petition des Münchener Journaliſten-
und Schriftſtellervereins vom 22. November 1901, desgleichen
mit den Petitionen der deutſchen Journaliſten- und Schrift
ſtellervereine an den Reichstag vom Jahre 1902 und 10903,
ſowie mit den gelegentlich der Reichstagsinterpellation vom
15. Januar 1904 erhobenen Forderungen und zahlreichen
anderen journaliſtiſchen Kundgebungen ſpricht ſich der Halliſche
Journaliſtenverein für die gänzliche Beſeitigung des Zeug-
niszwanges gegen Redakteure aus und gibt dem Wunſche
Ausdruck, daß bis zur geſetzgeberiſchen Beſeitigung des Zeug
niszwanges gegen die Preſſe die gerichtliche Praxis nach
Möglichkeit auf die in Journaliſtenkreiſen herrſchenden An-
ſchauungen über das Zeugniszwangsverfahren Rückſicht
nehmen, insbeſondere aber die Aeußerungen des Staats
ſekretärs des Reichsjuſtizamtes, Dr. Nieberding, die derſelbe
in der Reichstagsſitzung vom 24. Februar 1906 getan hat, be
achten möge.

Beſchloſſen wurde, „dieſe Reſolution Herrn Schmidt als
Reichstagsabgeordneten für Halle zu übermitteln, damit dieſer
im Sinne der Beſeitigung des Zeugniszwangsverfahrens gegen
die Preſſe gelegentlich der Beſprechung der bevorſtehenden Jnter-
pellation Baſſermann über dieſes Thema oder anläßlich der
Beratung des Etats des Reichsjuſtizamtes wirke.“

Es iſt ſehr zu begrüßen, daß ſich die bürgerlichen Redakteure
in ihrem eigenen Jntereſſe gegen die ſkandalöſen Zeugnis-
zwangspraktiken wehren, da auch ſie unter Umſtänden nicht
verſchont bleiben dürften, wie es der Fall Paulus von der
SaaleZeitung vor mehreren Jahren bewieſen hat. Jeder halb-
wegs anſtändige Menſch wird ſich durch gerichtliche Zwangs
maßregeln nie und nimmer dazu bringen laſſen, das Redaktions-
geheimnis zu brechen und ſeine Gewährsleute auszuliefern. Der
Fall Erzberger iſt die einzige traurige Epiſode in der ganzen
Geſchichte des Zeugniszwanges. Ob die Form, in der die
Reſolution an den Reichstag gelangen ſoll, die richtige iſt,
dürfte billigerweiſe bezweifelt werden, denn man hätte die Re
ſolution nicht an ein einzelnes und noch dazu ganz neues Mit-
glied des Reichstages ſchicken, ſondern direkt an den deutſchen
Reichstag ſenden ſollen. Die entſchiedenſten Fechter des
Kampfes gegen den Zeugniszwang werden ſicher wieder die
Sozialdemokraten ſein, welche in dieſer Frage bisher ſtets
die Führung hatten.

Daß es unter den Redakteuren allerdings auch noch ſolche
Vögel gibt, die den Zeugniszwang als heilige Jnſtitution der
Gerechtigkeit zu betrachten ſcheinen, iſt leider auch eine Tatſache,
denn die Mitteilung dieſer Reſolution beliebt die Giftnudel
folgendermaßen zu kommentieren:

Wir bemerken hierzu, daß die politiſche Redaktion der
Halleſchen Zeitung dem oben genannten Journaliften
vereine durchaus fernſteht.

Das iſt eine alte Geſchichte: Wo einmal etwas vernünftiges
beſchloſſen wird, iſt die Giftnudel nicht dabei.

Aufhebung einer Sperre.
Die über die Firma Chr. Prinzler und Söhne Eiſen

gießerei, Delitzſcherſtraße verhängte Sperre iſt aufgehoben, da
eine Einigung betreffender Firma mit ihren Arbeitern erzielt
wurde. Die Verbandsleitung. Halle a. S.

Ein Wahrſpruch
Als Wahrſprüche bezeichnet man gewöhnlich in der bürger-

lichen Preſſe diejenigen Urteilsſprüche, die von den ſog. Volks
gerichten, den Geſchworenengerichten gefällt werden. Wenn
aber irgend ein Spruch geeignet iſt, jene Wahrſprüche ſtark
anzuzweifeln, ſo iſt es der geſtrige, der in dem Bericht unter
der Spitzmarke: Ein großſtädtiſches Sittenbild veröffentlicht
worden iſt. Wir ſind gewiß nicht diejenigen, die Gefallen
finden am lattcherhaften Betragen. Wir ſtellen aber den
Grundſatz auf: Jeder iſt das Produkt ſeiner Verhältniſſe.
Mangelhafte Schulbildung, ſchlechte Erziehung, Arbeitsloſig-
keit uſw. Das waren mit die Grundlagen, auf denen ſich der

eſtrige Schwurgerichtsprozeß aufbaute. Jſt es beſonders auf-fällig daß, wenn Vater und Mutter getrennt von einander
leben, die Töchter auf Abwege geraten Die beiden Mädchen,
die bei der Tat an Raub jedenfalls nicht gedacht haben,
wurden ja dann auch freigeſprochen. Das gegen Schulze gefällte Urteil erſcheint be reich und das gegen Hermann Bork
noch verſtändlich. Einfech unverſtändlich iſt es aber, daß die

Geſchworenen bezüglich der beiden knapp 18 jährigen jungen
Leute Otto Bork, Paul Pfeiffer und des 20jährigen

ans Seyfarth die mildernden Umſtände verſagen konnten.
Der Erſte Staatsanwalt hatte ſich gefreut, daß die Gebrüder
Bork, Pfeiffer und Seyfarth ein offenes Geſtändnis abgelegt
hatten, und er ſelbſt, der Ankläger, hatte es den Geſchworenen
klar h daß, wenn ſie dieſen Angeklagten die mildernden
Umſtände verſagten, unweigerlich auf die Mindeſtſtrafe

von fünf Ja hyrenbat um Zilig
orenen verſ ſie. Seyfarth ſagte bekanntlich in der
handlung a er habe in fraglicher Nacht 35 Glas Bier

etrunken ünd ſo im Duſel mitgemacht. Und dafür fünf
hre Zuchthaus Und in welchem Verhältnis ſteht die Be

teiligung der jungen Leute zur Beteiligung des r Er,
der ältere Verantwortlichere, der geleugnet haben ſoll und der
dreizehnmal vorbeſtraft iſt, der das ld hatte und gerufen
haben ſoll: „Treffpunkt Paradeplatz“, kommt durch eine juriſtiſche

Auslegung mit zwei Jahren x aus davon, und die jungen
Leute, die ein Geſtändnis abgelegt hatten und dadurch glaubten
ihre Lage zu verbeſſern, erhalten der Wahrſpruch der Ge
ſchworenen bedingte dies je fünf Zuchthaus.
Durch die Urteile gegen Schulze und den noch nicht 18 jährigen
Hermann Bork wird auch der r der Geſchworenen

richterlich einer Kritik unterzogen. Durch denmſtand, daß Hermann Bork zufällig ein Jahr jünger iſt, als
ſein Bruder Otto, kommt er mit drei Jahren Gefängnis davon,

während letzterer fünf Jahre Zuchthaus erhält.
Daß ſolche Geſchworenenſprüche mit dem Volksempfinden

nicht in Einklang zu bringen ſind, iſt ſelbſtverſtändlich. Sie
fordern juriſtiſch und tatſächlich zur Kritik heraus. Und mehr
denn je muß die Forderung an die Geſetzgebung geſtellt werden,
die Geſchworenengerichte rn auszubauen, daß dort eine
wahre Volks ſtimmung Geltung kommt. Fort mit allen
zuweilen irreführenden Formelkram und Paragraphenweſen,
wenn nicht ferner ſich Geſetz und Rechte wie eine ewige Krank-
heit fortſchleppen ſollen.

Wer terroriſiert
Seit den Tagen der Reichstagsauflöſung und der Gründung

des Kaffernkartells wird geradezu blindwütig mit der Mär
vom Terrorismus der Sozialdemokratie hauſiert.

ier werden reichstreue Wähler erdolcht, dort werden unorgani
ſierte Arbeiter mit zentnerſchweren Eiſenblöcken bombardiert uſw.
Daß auch die Gegner, die Arbeiter wegen ihrer Geſinnung auf
die Straße ſetzen oder ſie brotlos machen, weil ſie der Organi-ſation hen ausſperren, terroriſieren, davon iſt natürlich

nie die Rede.
Terroriſten.

Eine ſchöne a zu dem Terrorismus der Arbeiter
bietet ein Artikel der Deutſch. Volkswirtſch. Korr., welchen die
bürgerliche Preſſe, auch die hieſige, mit Behagen nachdruckt undſich dadurch mit den Ausführungen deniſhert Jn dieſem

Artikel wird aufgefordert, alle Sozialdemokraten
hinauszuwerfen, und dann heißt es mit löblicher Offen
herzigkeit:

Wer da oder auf dem Hin- und Rückwege irgend
einen Arbeitskollegen beläſtigt, ob durch Wort oder Tat, der

iegt. Wer, und ſei es auch in einer Pauſe (h, den
rbeitsplatz zum Agitationsplatz macht, der fliegt, denn der

Arbeitsplatz iſt zum Arbeiten, nicht zur ſozialdemokratiſchen
Agitationsrede oder zur Schriftenverteilung. Ebenſo ſelbſt
verſtändlich ſteht es ja im Belieben eines Arbeitgebers, einen
Arbeiter einzuſtellen oder zu entlaſſen. Er iſt keines-
wegs genötigt, Gründe dafür anzugeben. Was
hindert ihn alſo, einen ſozialdemokratiſchen
Agitator, der die Arbeiter gegen ihn aufhetzt, den Streik
macher, der die Arbeiter zur Stellung immer neuer Forderungen aufwiegelt, unter Beachtung geſetzlicher Vorſchriften

natürlich, zu entlaſſen Wer hindert uns, die Lokale,
die Geſchäfte zu meiden, deren Jnhaber, einerlei
in welcher Weiſe, den Sozialdemokraten Vorſchub
leiſten

Das iſt natürlich kein Terrorismus. Wer Sozialdemokrat
iſt, der fliegt. Wer ſich auf dem Hin oder Rückwege zur
Arbeit mit ſeinem Kameraden unterhält, der fliegt, wer
Lohnforderungen ſtellt, der fliegt, und wer ſich gar unter-
ſteht, eine Verbeſſerung der Lohn- und Arbeitsbedingungen
geſprächsweiſe anzuregen, der fliegt erſt recht. Und wer
Sozialdemokraten direkt oder indirekt unterſtützt, indem er
ihnen einen Broterwerb bietet: wehe dem.

Glücklicherweiſe iſt die Sozialdemokratie und die wirtſchaftliche Arbeiterbewegung ſchon ſo ſtark, daß ſolche Drohungen

überhaupt keinen Eindruck mehr machen. Huworiſtiſch wirkt
es aber, wenn ſich dieſe Herrſchaften, die ſelbſt den brutalſten
Klaſſenterrorismus betreiben, über Terrorismus der Arbeiter
aufregen und ſich darüber beklagen.

Jm Gegenteil, nur die Sozialdemokraten ſind

Vermißt wird ſeit dem 22. Februar die 20 jährige Arbei
terin Hedwig Lehmann, die ſich am genannten Tage abends
gegen 9 Uhr aus der Wohnung ihrer Tante, Saalberg 16, ent
fernt hat. Die Vermißte, die ihrer Niederkunft entgegenſah,
trug ſich mit Selbſtmordgedanken, und es wird daher ange
nommen, daß ſie ſich das Leben durch Ertränken genommen
hat. Die Lehmann war bei ihrem Weggang bekleidet mit blauer
Barchentbluſe mit weihen Ringeln, ſchwarzblauem Tuchrock mit
ſchwarzer Borte und hohen Schnürſchuhen. Als weitere Er
kennungszeichen werden angegehe ſchwarze Haare, dunkle
Augenbrauen, kleine Naſe, vollſtändige Zähne, am Vorderkopf
in der Mitte des Scheitels eines kleine Platte.

Gegen die Verunreinigung der Saale durch das Kali-
werk Krügershall, welches oberhalb der Eiſenbahnbrücke bei
Wörmlitz Laugen in die Saale leiten wollte, erhob die Stadt
Einſpruch. Vom Bezirksausſchuß wurde dieſer berechtigte Proteſt
anerkannt, und der Handelsminiſter hat jetzt beſtätigt, daß ober
halb Halles keine Laugen in die Saale geleitet werden dürfen.

Das Salz wird teurer! Der Verband Porddeutſcher
Salinen hat beſchloſſen, die Salzpreiſe um 20 Tig 100
Kilogramm zu erhöhen. Dieſe Preiserhöhung wi chwerer
wie jede andere von den Arbeitern getragen werden.

Aus dem Burean des Stadt-Thegters. Die Komödie
Ernſt von Oskar Wilde, dem Dichter der Salome, fand bei
ihrer Erſt- Aufführung den einſtimmigen Beifall des Publikums
und der Preſſe. Am Mittwoch findet die erſte Wiederholung
des originellen und geiſtvollen Stückes ſtatt. Donnerstag wird
Carmen zum letzten Male in dieſer Svpielzeit gegeben. Freitag
Premiere: Der heimliche König von Ludwig Fulda.

Aus dem Bureau des Apollo Theaters. 82
Dienstag, den 5. März, findet die Premiere von Der rn
von Siam (Nakiris Hochzeit) große Ausſtattungsburleske in
drei Akten von Paul Lincke ſtatt. dPanorama, Gr. Ulrichſtraße 6, I. In dieſer Woche ſind
herrliche Gebirgspartien aus der Schweiz ausgeſtellt. Beſon
ders hervorzuheben ſind intereſſante Anſichten von Schaffhauſen,
die Rofna- Schlucht, Jnterlaken, Mürren, Zürich, Luzern, eine
Erſteigung des Pilatus, die A Terahg dann Vern, Vauſanne
z ontrenr. Nächſte Woche: Beſichtigung der Ozean

ampfer. 8Süſemilchs Walhalla Theater. Die geſtrigen Reſultate
der internationalen Ringkampf Konkurrenz waren folgende:
Leon Dewoilff ſegte gegen Charles Serf in II Minuten, Guſtav
Malskies gegen Van der Beck in 14 Minuten und Carlos gegen
Panl Turano in 6 Minuten. Morgen, Mittwoch nachmittag
4 t findet wie üblich die beliebte Familien- Vorſtellung leben
der Photographien ſtatt.

uchthaus erkannt werden müſſe.u tigen Umſtände, und die Le



Aus den Nachbarkreiſen.
Zum Voykott von Handwerkern.

BZeitz, 4. März. (E. Unter obiger Spitzmarke briugt
der Zeitzer Anzeiger eine Notiz, laut welcher in Sachſen einebordnung der Sureeimein haſt beim ſächſiſchen Staats
miniſter vorſtellig geworden iſf und dort We verlangt habe
538 die Sozialdemokraten, die ſich durch Boykottierung der

ſchäftsleute und Handwerker. für den Woahigusfall rächen
wollen. Die Abordnung iſt zwar guch beim ſächſiſchen Miniſter
abgeblitzt, da auch dieſer gegen die Sozialdemokraten nichts
unternehmen kann man erkennt aber ſehr deutlich die Abſicht,
weshalb der Anzeiger dieſe Notiz bringt. Vorweg wollen wir
noch bemerken, daß der ſächſiſche Miniſter bei der Unterredung
ausgeführt hat. daß nach den beſtehenden Geſetzen ein Konſum-
verein aufgelöſt werden könne, wenn er andere Zwecke ver
folgt, als wie ſie im Genoſſenſchaftsgeſetz vorgeſehen ſind.
Daraus geht ſchon hervor, daß alle über die Konſumvereine
aufgeſtellten Verdächtigungen eben Lügen und Verdächtigungen
ſind und bleiben, denn noch hat keine Behörde einen Konſum-
verein auflöſen können. Und daß alle die Konſumvereine nicht
ſcharf genug beobachtet würden, das wird ja wohl niemand
behaupten wollen. Uebrigens wird ja auch eine bereits an
hängig gemachte Klage des hieſigen Konſumvereins gegen den
GeneralAnzeiger ſehr bald den Beweis bringen, wie ge-
logen wird.

as aber nun den ſogenannten Boykott der Geſchäſtsleute,
Handwerker e. anbetriſft, ſo ſind dieſe Leute und die Schutz
gemeinſchaft darüber ſehr im Unklaren. Glücklicherweiſe kann
ja heute noch niemand gezwungen werden, beſtimmt bei jemand

kaufen. Und gerade bei den Gegnern kommt es faſt aus
chließlich vor, datz ſie immer nur kaufen bei Leuten, die ihrer

Anſchauung zuneigen. Oder hat man ſchon gehört, daß
die Gegner auch Sozialdemokraten unterſtützen?
Jetzt drehen die Arbeiter nun mal den Spieß um, ſie
ſchaffen ſich in dem Konſumverein eine Organiſation, durch
die ſie ihre Lebensmittel beziehen, ohne Gegnern den Verdienſt
zuzuwenden. Sie leſen ihre eigene Preſſe und wenden
ſich von der Gegnerpreſſe ab. Das ſind alles Vorgänge, gegen
die nicht das Geringſte unternommen werden kann. Und da
können die Gegner noch ſo oft zum Staatsanwalt und zum
Miniſter laufen, ihnen kann niemand helfen. Man kann zwar
die Beamten gen. und das iſt auch Terrorismus,
bei den Kaufleute wer einzukaufen als im Konſumverein,
man kann auch einen Druck auf die eingefleiſchten Krieger
vereinler ausüben, weiter geht aber die Geſchichte nicht. Die
Arbeiterſchaft im allgemeinen kann nicht gezwungen werden,
ſie ſchafft ſich Berhältniſſe, die ihr zuſagen.

Zeitz, 4. März. (E. B.) Verhaftet wurde hier ein Maler,
der Wechſelfälſchung begangen haben ſoll.

Naumburg, 4. März. (E. B.) Sozialdemokratiſcher
erein. Unſere Mitgliederverſammlung findet Mittwoch,

den 6. März abends 8 Uhr im Schwarzen Adler ſtatt. Genoſſe
Dreſcher aus Halle referiert über den erſten Teil unſeres Par
teiprogramms. Gäſte und Frauen ſind willkommen.

Weißenfels, 3. März. (Eig. Ber.) Wer ruiniert
die kleinen Geſchäftsleute, Konſumvereine oder
Kap talismus Jn letzter Zeit iſt hier ein „Kannen Petroleum-
Geſchäft“ gegründet worden, deſſen Angeſtellte von Haus zu
Haus das Peiroleum offerieren. Das Petroleum wird in Drei-
literkannen zu 55 P g. frei ins Haus geliefert (die Kannen
leihweiſed. Die hieſigen Geſchäftsleute verkaufen aber zum
größten Teil das Liter mit 20 Pfg., daher kommt es nun,
daß das neue Unternehmen dem Krämer die Kunden entzieht.
Dem Konſumwverein aber kann es keinen Schaden zufügen, weil
dort das Liter mit 18 Pfg. verkauft und außerdem Rückver-
qgütungsmarken verabre cht werden. Der Arbeiter, der mit jedem
Pfennig rechnen muß, ſollte ſich daher dem Konſumverein an-

und ſich nicht von dem Geſchrei der Krämer beirren
aſſen.

Zembſchen, 4. März. (E. B.) Zur r AlsGegner der Arbeiterſchaft hat ſich auch der Gaſtwirt Kühn
(Zur grünen Aue) in Hohenmölſen erwieſen. Als in ſeinem Lokal
am 24. Februar Bockbierfeſt ſtattfand, hatten ſich auch mehrere
Arbeiter eingefunden. Selbſtverſtändlich waren auch diejenigen
Leute erſchienen, die ſich als tüchtige Agitatoren für Sommer
gezeigt haben. Es kam zwiſchen den Herren und den Arbeitern
zu heftigen Auseinanderſetzungen. Einer der Herren, der nicht
mehr ganz zurechnungsfähig erſchien, fuhr ſtändig mit ſeinen
Händen in der Luft herum, ſodaß die Arbeiter aus dem Lachen
nicht herauskamen. Dabei gebrauchte der Herr un allerhand
ſchöne Redensarten wie: „Gemeiner, ſrecher Patron, Lump,
Zechpreller“ uſw. Einer unſerer Genoſſen war da nun nicht
ganz mit einverſtanden. Er antwortete dem Herrn. Da kam
er aber beim Wirt ſchön an. Während unſere Gegner ruhig
ihre Schimpfereien loslaſſen konnten, verbot der Wirt unſerem
Genoſſen den Mund und wies ihn aus dem Lokal! Als die
anweſenden Arbeiter das hörten, es waren 16 im Lokal, ver
ließen ſie ſämtlich die „gaſtliche“ Stätte. Alle Beſchwichtigungs-
verſuche des Wirtes blieben erfolglos. Auch beim Abgang be
ſchuldigte ein zweiter „Herr“ einen der Arbeiter der Zechprellerei.
Der Wirt, den man zur Rede ſtellte, wußte nicht hin und her.
Daraufhin erhielt der Beleidiger einen Schlag ins Geſicht. Das
war der Schluß des Abends. t

Die Arbeiter aber mögen ſich vorſehen. Sie ſehen, wie man
ihre Gegner und wie man ſie ſelbſt behandelt. Es muß dafür
eſorgt werden, daß man den Arbeitern die Achtung entgegen
ringt, die ſie zu fordern berechtigt ſind. Wenn die Arbeiter

ein ig ſind, dann werden ſie ganz anders behandelt, ganz anders
beachtet werden, als das heute zuweilen der Fall iſt.

Oberwerſchen, 4. März. (E. B.) Achtung, Gemeinde-
ratswähler. Jn dieſem Monat findet die Gemeindevertreter-
wahl ſtatt. Bisher iſt kein Vertreter vorhanden, der die Sache
der Arbeiter führt. Es iſt deshalb notwendig, einen 'olchen
hineinzuwählen. Von den Arbeitern aufgeſtellt iſt der unan-
ſäſſige Bergarbeiter Albin Lippert J. Es iſt der Arbeiterſchaft
ein leichtes, ihren Vertreter durchzubringen, wenn jeder einzelne
ſeine Pflicht tut. Alſo, auf zur Wahl!

Sozialiftentöterei.
Artern, 4. März. (E. B.) Jn unſerem Orte haben die

Arbeiter bekanntlich die Freigabe der Säle erkämpit. Auf
alle mögliche Art ſucht man nun unſeren Erfolg einzudämmen
und die Wirte zum Wortbruch zu verleiten. Da ſind es be
ſonders die bürgerlichen Zeitungen, die durch allerlei Geſchreibſel
egen uns Stimmung zu machen ſuchen. Auch die Militär

behörde reift in den Kampf ein, ſie hat dem Schützenhaus
die Stelkangen entzogen und dieſe nach einem kleineren

Reſtaurant verlegt. Auch den Spießern hat man eine Freude
verdorben, ſie können ſich keine Militärkonzerte mehr anhören.
Die Militärmuſiker dürfen nicht mehr in den uns zur Ver-
fügung ſtehenden Lokalen ſpielen. Jetzt hat s geſchnappt, die
Roten ſind vernichtet. Einige Leute ſind freilich ſehr mit dieſer
Maßnahme der Militärbehörde einverſtanden Die Zivil-
muſiker. Jhre vielen Eingaben hatten nie Erfolg, jetzt haben
ihnen die böſen Sozis etwas verſchafft, was ſie nicht mehr
erwarteten.

Wie wenig all dieſe Maßnahmen imſtande ſind, die Arbeiter
bewegung zu ſchädigen, iſt wohl daraus zu erſehen, daß die
Schuhmacher jetzt auch eine Zahlſtelle ihres erbandes
richtet haben. 25 Mann ſind dem Verband beigetreten. Es
geht vorwärts Trotz alledem

Eine verunglückte Staatsaktion.
März. B.) Am 13. Januar d. Js. hattenwie bie en en Kugbiötter verbreitet und ſollten des

halb wegen ueFettretung der Vor gerodtan a angeklagt wer
den. Ende Februar ging nun den Geno chrift
ſtück zu:
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Der Antrag der Königlichen Staatsanwaltſchaft auf Er

öffnung des Hauptverfahrens gegen
1. den Steinhauer Karl Sebaſtian,
2. den Steinhauer Johannes Salzmann,

beide zu Nebra,
wegen Uebertretung gegen 8 1 der Volizeiverordnung vom
27. er 1905 (Reg.-Amtsblatt Seite 365) wird zurück
gewieſen.Die Angeſchuldigten haben zwar geſtändlich am Sonntag,
den 13. Januar 1907, außerhalb der Zeit des GottesdienſtesFlugblätter, die ſie offen auf dem Arm tru en, von Haus zu
Haus verteilt. Jn dieſer Tätigkeit iſt indeſſen eine nach der
angezogenen Polizeiverordnuug verbotene öffentlich bemerk
bare Arbeit nicht zu erblicken. Denn es gehört keine körper
liche Anſtrengung dazu, um ein Paket Flugblätter zu tragen
und zu verteilen; im, übrigen konnte aber auch die Tätigkeit
der Angeſchuldigten, ſoweit ſie ſich innerhalb der Häuſer ab
ſpielte, nicht öffentlich bemerkt werden.

Hiernach rechtfertigt ſich die zurückweiſende Entſcheidung.Die Koſten des Verfahrens fallen nach S 496 fg. Str. P. 9
der Staatskaſſe zur Laſt.

Querfurt, den 22. Februar 1907.
Königliches Amtsgericht,

833 Melde.
Es iſt alſo wieder nichts mit der öffentlich bemerkbaren Arbeit
geweſen. Wie oft werden die Staatsanwälte ſich und
den Gerichten noch unnötige Arbeit verurſachen

en folgendes

Wie unſere Gegner für uns agitieren.
Elſterwerda, 4. März. (E. B.) Unter allen Gewerk

ſchaften die hier am Orte ſich befinden, waren es ſtets die
Metallarbeiter, die am ſchwerſten unter den Maßregelungen
ſeitens der Unternehmer zu leiden hatten. Noch jetzt werden
den jungen Kollegen ganz ſtillſchweigend die Papiere und der
Lohn in die Hand gedrückt. Nie wird dem Betroffenen ver-
raten, weshalb er eigentlich entlaſſen wird. Die Unternehmer
glauben, daß dieſes kleine Mittelchen der ſtillſchweigenden Ab-
ſchiebung der Organiſation den Todesſtoß geben wird.

Wie ſehx ſie ſich aber täuſchen und wie gut derartige Maß-
nahmen für die Organiſation wirken, zeigt der Jahresbericht
der hieſigen Zahlſtelle. Am Schluß des Jahres 1905 waren
105 Mitglieder zu verzeichnen, am Schluß 1906 waren es
359! Es iſt alſo eine kleine Zunahme von nur 254 Mit-
gliedern zu verzeichnen! Noch gibt es freilich eine große An
zahl indifferenter Leute, die nichts von der Organiſation wiſſen
wollen, aber unſere Agitation, verbunden mit der der Unter
nehmer, wird dieſe Reihen lichten!

Jn welcher Weiſe die Unterſtützungs- Einrichtungen des
Verbandes auch im verlaufenen Jahre manchem Kollegen die
ſchwere Lage erleichtert haben, zeigt folgende Zuſammenſtellung.
Es wurden ausgegeben: Für Reiſe Unterſtützung 51 M., für
Umzugskoſten 60 M., Krankheit 60 M., Arbeitsloſen Unter
ſtützung 141 M. und Gemaßregelten- Unterſtützung
808.40 M. Für den uns vom Stahlwerk aufgezwungenem
Kampf wurden 1191.12 M. ausgegeben. Dieſer Kampf dauerte
drei Wochen. Die Gewerbe Jnſpektion hat nun ausgerechnet,
daß dabei ein Lohnausfall von 7000 M. zu verzeichnen ſei.
Auf welches Material ſich dieſe Rechnung gründet, wiſſen wir
nicht. Jedoch erſcheint uns dieſe Summe als viel zu hoch.

Die hier kurz wiedergegebenen Tatſachen ſind doch wohl an
getan manchem Arbeiter, nicht nur der Metallbranche, den

utzen der Organiſation zu beweiſen. Je mehr ſich die Ar
beiter zuſammenſchließen in den freien Gewerkſchaften, deſto
beſſer und erfolgreicher können ſie den Kampf gegen das Unter
nehmertum führen. Nur eine ſtraffe, leiſtungsfähige Organi-
ſation kann die immer ſchwerer werdenden Kämpfe gegen
Kapitalismus und Willkür führen!

Der Terrorismus unſerer Gegner.
Holzweißig, 4. Pro (E. B.) Die vergangene Reichs

tagswahl hat für unſeren Ort ein klares Bild geſchaffen. Sie
hat uns gezeigt, in welchem Maße hier das Klaſſenbewußtſein
der Arbeiter geweckt iſt. Den 600 ſozialdemokratiſchen Wählern
ſtehen 262 der Ordnungsparteien gegenüber. Das iſt zwar ein
ſehr ſchönes, erfreuliches Bild, blickt man aber in das wirt-
ſchaftliche Leben unſeres Ortes hinein ſo erblickt man wenig
Erfreuliches.

Es iſt klar, daß die bürgerlichen Parteien bei der Wahl alles
Mögliche getan haben, der vorwärtsſtrebenden Arbeiterſchaft
Hinderniſſe zu bereiten. Mit welchem Erfolge, beweiſt ja die
Stimmenabgabe. Beſonders ſuchte man zu verhindern, daß die
Arbeiter ſich über ihre Verhältniſſe ausſprechen konnten. an
trieb ihnen die Verſammlungslokale ab. Nur ein Wirt war
feſt geblieben und ſtellte ſeine Lokalitäten allen Parteien zur
rfügung Das paßte aber den Leuten nicht, die ſtets über
den angeblichen Terrorismus der Sozialdemokratie ſchreien.
Alle Machtmittel, die dieſen Leuten zur Verfügung ſtehen, wur-
den angewandt. um den Wirt Palmig, der doch nur als Ge
ſchäftsmann handelte, zu ſchädigen. Die „Mittelſtandsretter“
haben jetzt ihren Zweck erreicht! Nachdem dem Wirte, angeb
lich wegen „Duldens von Glücksſpielen“ die Konzeſſion
entzogen warden war, wurde vor kurzem das Lokal poli-
zeilich geſchloſſen! Unſere Gegner haben erreicht, was ſie
wollten. Dem Wirte hat man die Exiſtenz unmöglich gemacht,
den Sozialdemokraten aber das Lokal abgetrieben. Das iſt
natürlich kein Terrorismus!

Nun gibt es hier noch ſechs Lokale, von denen fünf auch Säle
beſitzen. Bisher iſt die Arbeiterſchaft von den Jnhabern ſtets
abgewieſen worden. Die Zeit wird es ja lehren, ob das immer
der Fall bleiben wird. Die Arbeiter werden ſich bedenken, ob
ſie noch ferner Leute unterſtützen wollen, von denen ſie zwar
bei Feſten gern geſehen werden, zu denen ſie aber nicht kom
men dürfen, wenn es ſich um andere Angelegenheiten handelt.

Das Wahlreſultat muß für uns aber auch noch weitere Er
gebniſſe zeitigen. Wir dürfen nicht eher raſten bis auch der
letzte der 600 ſozialdemokratiſchen Wähler volitiſch und gewerk-
ſchaftlich organiſiert und Abonnent der Arbeiterpreſſe geworden
iſt. Haben wir erſt das erreicht, dann mögen die Gegner kom-
men. Weiter hat uns auch die Wahl gezeigt, in welcher Weiſe
die von den Arbeitern lebenden Geſchäftsleute ſich benommen
haben. Einzelne der Herren ſtimmten bei der Verkündung der
Wahlreſultate ein wahres Jndianergehenl an. Die Freude über
die Niederlage der Arbeiterpartei leuchtete aus ihren Augen.
Es iſt nun weiter nichts, als das gute Recht der Arbeiter, wenn
ſie ſich dem Konſumvereine anſchließen. Der Arbeiter muß eben
ſehen, daß er heutzutage möglichſt viele Vorteile für ſich er
ringt. Das kann er nur, wenn er ſich an den Einrichtungen
beteiligt, die von der Arbeiterſchaft gegründet ſind. Der Kon-
ſumverein ſteht auf der Höhe der Zeit. Jhm haben und können
die ſchmutzigen Verleumdungen gewiſſer Leute nichts anhaden.
Nach wie vor wird er beſtehen. Zum Wohle der Arbeiter!

Arbeiter! Wenn ihr die richtigen Schlüſſe aus der letzten
Wahl zieht, wenn ihr euch den Organiſationen und Einrichtungen
der Arbeiterſchaft anſchließt, dann werden wir bei der nächſten
Wahl ein anderes Reſultat erhalten trotz des zu erwarten
den ſchweren Kampfes. Möge jeder ſozialdemokratiſche Wähler
deshalb ſo arbeiten, wie es in ſeinen Kräften ſteht. Nicht das

ntereſſe einer Klaſſe darf maßgebend ſein, ſondern das der
eſamtheit.

Witienberg, 3. März. (E. B) Eine recht mittel-
alterliche Behandlung mußte hier un ängſt ein ſo-
genannter „armer Reiſender“ über ſich ergehen laſſen. Er trat
in den Salon des Barbierherrn Sch., um ſich raſieren zu laf
ſen. Nach einigen kritiſchen Blicken ſeitens der Frau der Herr
war nicht anweſend, wurde ein gewöhnlicher Stuhl hinter die

drei Leraſiert. der S e Lnee &fp Felſende hier

ät einederartige Behandlung, er hätte es ſofort lun m er
doch das gleiche zahſte, wie jeder andere. Der Barbi
aber mag ſich entſcheiden, ob er's nur mit denen haften
„die viel haben“, denn der Arbeiter von heute iſt wecht mehr
geiwillt, ſich zum Menſchen 2. Klaſſe degradieren zu laſſen.

Pretzſch (Elbe), 4. März. (Eig. Ber.) Konſumverein.Nächſten Sonntag findet eine öffentliche Verſammlung ſtatt,

die ſich auch mit der eventuellen Gründung einer Kon zur
einsfiliale beſchäftigen ſoll. Die Arbeiter mögen deshalb za
reich erſcheinen.

Wenn keine ſozialdemokratiſche Kontrolle herrſcht!
Deſſau, 4. März. Vor kurzem teilten wir die Verurteilung

des Ortsſchulzen Enders in Jlberſtedt mit, der wegen Unter
ſchlagungen zu drei Jahren Züchthaus verurteilt wurde.
alter Volksblatt gibt nun zu dieſem Fall noch folgendes

annt:
Vor dem Schwurgericht Deſſau ſtand in vergangener Woche

ein Menſch von einer Charaktergemeinheit, die alles das über
ſteigt, was ein geſitteter Menſch für möglich halten ſollte denn
kann es etwas Erbärmlicheres geben, als ſich an den Hunger-goſchen. die eine Armenverwaltung, zumal auf dem Lande, i

rmen gibt, durch Unterſchlagung zu bereichern Vor Geri
ſtand aber auch in dem Ort sſchulzen Enders ein Syſtem.
nämlich das Verwaltungsſyſtem der Gemeinde Jlberſtedt
und der Bernburger Kreisdirektion, unter dem es
möglich war, daß der ſelbſtverſtändlich hochpatriotiſche, bis in
die Knochen herzogstreue, mit der Goldenen Verdienſt-
medaille ausgezeichnete, durch und durch nationalge-
ſinnte Ortsſchulze, nicht weniger denn 24 Jahre
lang, nämlich ſeit 1881, Servisgeld er, die denen zukommen,
welche Soldaten in Quartier gehabt hatten, in ſeine Taſche
ſteckte, für Arme beſtimmte Unterſtützungsgelder ſtahl,
d dpachtgelder unterſchlug und Steuern der Gemeinde
aſſe ſeiner eigenen Taſche einverleibte und dann

alle dieſe unerhörten Schweinereien durch falſche Buchun-
gen oder einfache Unterlaſſung der Buchung verdeckte.

Der Miniſter v. Dallwitz hatte am letzten Mittwoch
die Geſchmackloſigkeit, um kein anderes Wort zu gebrauchen,uns härter den Möhlauer Totſchläger Salbitt
an die Rockſchöße zu hängen, noch ehe das Gericht den g.

durch öffentliche Verhandlung und eidliche Zeugenvernehmung
feſtgeſtellt hat. Der Fall EndersJlberſtedt liegt jetzt in gericht
licher Klarheit vor uns. Wir können daher über ihn urteilen.
Und wahrlich, Herr Miniſter, der Fall Enders bietet uns eine
prächtige Gelegenheit, um Jhnen zu zeigen, welche Früchte das
von Jhnen verteidigte Syſtem zeitigt. Die Gemeindevertretung
von Jlberſtedt lag nicht in Händen ſozialdemokratiſcher
Konſumvereinsvorſtände, auch waren es keine ſozialdemokra-
tiſchen Kaſſenbeamten, die in ihr die Ordnung aufrecht erhielten,
ſondern es waren neben dem ſauberen Ortsſchulzen Enders
ſelber die Herren Amtsrat Weibezahl und Kreisdirektor v. Kroſigk,
die die tolle Mißwirtſchaft, die unerhörte Sauerei des mit der
Goldenen Verdienſtmedaille geſchmückten Ortsſchulzen Per
und Jahrzente hindurch nicht gewahr geworden ſind. T
Bernburger Ortskrankenkaſſenbeamten iſt kürzlich die außer
amtliche Betätigung ihrer politiſchen Ueberzeugung in einer
Weiſe zum Vorwurf gebracht worden, als ob ſie dadurch ihre
amtlichen Verpflichtungen vernachläſſigten. Niemand iſt bis zur
Stunde imſtande, dafür auch nur eine Spur des Beweiſes zu
erbringen. Uns ſcheint aber doch, daß es für den Bernburger
Kreisdirektor beſſer wäre, wenn er auf die eifrige Betätigung
ſeiner „reichstreuen“ Politik im Vorſtande des reichstreuen
Wahlvereins ein wenig verzichtete, um ſich im Bereiche ſeiner
Aufſichtstätigkeit etwas eifriger umzuſchauen, damit es nicht
gerade volle zwei Dutzend Jahre dauern bvauche, bis
er hinter ſolche unglaubliche Niedertracht und Schweinerei eines
ihm untergeordneten Ortsſchulzen komme.

Welch ein Hallo wäre in der bügerlichen Preſſe, wenn in
einer Verwaltung, die Sozialdemokraten in Händen ge-
habt hätten, ſolch eine Schweinerei aufgedeckt worden wäre!
Sechs Wochen lang ſchriebe man über dieſen „Vorgeſchmack zukunftſtaatlicher Wirtſchaft“. Die ſozialdemokratiſche Partei würde

für die Sauerei bis hinauf zu den von Herrn v. Dallwitz der
Hauptſchuld an Gallbierſchs Totſchlag 4btiaten geiſtigen
Führern verantwortlich gemacht werden. ir aber erklären,
gerade das die Sozialdemokratie von der Mitwir-
r in den Gemeindevertretungenausſchließende

teSyſtem iſt ſchuld daran, daß es zu ſolchen jahr-
z ten andauernden ißſtänden kommenann. Es iſt vollſtändig ausgeſchloffen, datz der Gierſchlunk
Enders, der ſich ſogar an dem Gelde der Allerärmſten vergriff,
der markweiſe die den ärmſten geſtohlenen Unterſtützungen in
ſeinem im Laufe der Jahrzehnte ſo pprall gefüllten Geldſack
ſtopfte, dies Treiben auch nur einige Zeit hätte fortſetzen können,
wenn ein paar Sozialdemokraten im Gemeinde-
rat geweſen wären, die als den Armen naheſtehende
Leute die Gemeinyheiten des Ortsſchulzen bald feſtzuſtellen Ge
legenbei gehabt hätten. t

Vor Jahren drohte einmal an einem Wahltage die Gefahr,
daß ein paar Sozialdemokraten gewählt worden wären.
hatten ſich beſonders von auswärts (zu Jlberſtedt gehören noch
Außenbezirke zu) eine Anzahl ſozialdemokratiſcher Arbeiterwähler
eingefunden, da hieß es mit einemmale, die Wahl findet erſt
am nächſten Tage ſtatt, und richtig, im Aushang ſtand plötzlich
der nächſtfolgende Tag als Wahltag angegeben, das Ziel war
erreicht, ein ter wollten die Arbeiter ihre Zeit nicht
verſänmen. Und ſo blieb die unangenehme ſozial-
demokratiſche Kontrolle erſpart, der mit der Gol-,
denen Verdienſtmedaille geſchmückte Ortsſchulze
konnte weiter mauſen.

Der Edle von Jlberſtedt war offenbar als durch und durch
reichstreuer Mann ihm gar nicht verdächtig. Wie ſollte ſo ein
großartiger Patriot ſolcher Sünden fähig ſein!

Stadtverordneten Sitzung
Montag, den 4. März 1907, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher Steckner.
Feſt geſetzt wurden folgende Haushaltpläne für 1907:

Für das Leihamt mit 42 240 Mk., für das Eiektrizitätswerk
mit 837 570 Mk. bei 229 000 Mk. Ueberſchuß, des Schlacht
hofs mit 332 300 Mk., des Viehhoſs mit 52 275 Mt., den
Desinſektions- Anſtalt mit 22 450 Mk.

Beim Haushalt des Eiektrizitärswerkes rügte Staditverocd.
Oſterb urg die durchaus ungenügenden Arbeitsverhältniſſe.
Bei 66 bis 77 wöchenttichen Arbeitsſtunden werden den
Kohlenabladern 21 Mk. Lohn gezahlt. Pro Minute muß da
bei ein Arbeiter einen Zentner Kohlen abladen. Die Reſpira
toren ſink ſo unbrauchbar, daß die Arbeiter eigne Tücher vor
den Mund binden müſſen. Nur der Vorarbeiter hat Asbeſt
tiefel, die Arbeiter verbrennen ihr Schuhwerk in der heißen

Aſche. Die Antreiberei durch Unterbeamte iſt ſo ſtark, daß
das Werk als „Taubenſchlag“ bekannt iſt. Dringend iſt eine
ſchleunige Abſtellung der Mißſtände nötig.Beim Schlachthofetat beantragt Stadtv. Döhler eine

Herabſetzung des 2 von 525 auf 325 Mark.
Jm Kämmereihaushalt ſchließen ab
das Grundeigentum mit 462 400 Mk. Einnahme und 55 271

Mark Ausgabe,
n Serechtigungen puit 56 075 Mk. Einnahme Und 37 Mk.
Ausgabe,
die Gemeindeanſiallken (Gas-, Waſſer, Eleklrizitätswerk,
Sparkaſſe. Schlachthof, Eichamt, Siadtbahn) mit zuſammen
be 013 Mk. Gewinn und 11045 Mk. Zuſchuß für Vieh

or,
die Allgemeine Verwaltung (Magiſtratsverwaltung) mit

17 722 Mk. Einnahme und 449 567 Mk. Ausgapße,



m

usgabe,
e Staats und Provinziallaſten mit 4605 Mk. Einn308 237 Mk. Ausgabe of nahme

Kirchen veſen mit keiner Einnahme und 5132 Mk. Aus
F

das geſamte ſtädtiſche Schulweſen mit 504 681 Mk. Ein
e und 1 706 891 Mk. Ausgabe.

ei Polizeiverwaltung brachte Stadtv. Thiele
den Eingriff der hieſigen Polizei in die vom Freidenkerverein
S angierie Konfirmanden AUnierweiſung zur Sprache und

ſche Auskunſt über die geſetzliche Grundlage für dieſes
orgehen. Erſter Bürgermeiſter Dr. Rive Wir ſitzen hier

agiſtrat. Soll von der Polizeiverwaltung eine Auskunſt
lt werden. ſo muß man ſich an dieſe wenden. Stadtv.

Thiele: Soll denn das alte Verſteckſpiel auch unter Dr.
Rive fortgeſetzt werden Dr. Rive: Die Ausübung der
Pokizeigewalt iſt ein königliches Recht, daran läßt ſich
nicht rütteln. Stadtv. Thiele Dann mag auch der König
oder die königliche Regierung die Polizei bezahlen. Solange

das tun und jetzt jährlich dreiviertel Million Mk. für die
Polizei aufwenden müſſen, haben wir hier ein Recht, die

glizei in den Bereich unſerer Kritik zu ziehen. Bürger-
meiſter Dr. Rive Würde die Polizei in eine königliche ver-
wandelt, dann würden wir allerdings jähr ich 400 000 bis

500 000 Mark ſparen, aber wir gingen auch gewiſſer Vorteile,
die nicht ziffernmäßig auszudrücken ſind, verluſtig.

Stadtr. Oſter burg beantragt die Streichung der 1500
Mark für „Kundſchaftergebühren ohne Rechnungslegung“. Der
J ag wird gegen die ſozialdemokratiſchen Stimmen abgelehnt.

Bei Staats- und Provinziallaſten wünſchtStadtv. Thiele, die beiden Mitglieder des Kollegiums,
S und Schmidt, welche zug'eich im Landtage ſitzen, möchen

eine Aenderung der Geſetzgebung über die Provinzial
ahgaben betreiben. Es ſei unerhört daß Halle für die Pro-

vinzialrerwaltung jährlich 260 000 Mk. zahlen müſſe ohne jede
Gegenleiftung, während die ländlichen Gutsbezirke

reichen Rittergutsbeſitzer, die den größten Vorteil von dern inzialverwaltung haben, nur eine Kleinigkeit aufzubringen

bauchen. Bürgermeiſter Dr. Rive: Auch ich bin der
Meinung, daß die Städte beim jetzigen Modus benachteiligt
werden; aber unter den heutigen Verhäl niſſen iſt eine Aende
rung nicht zu erwarten. Stadtv. Thiele: Uebrigens iſt
ja Herr Dr. Rive auch Mitglied des Herrenhauſes. Wenn

jer dort gleichfalls vorſtellig wird, werden die „edlen und er-
auchten Herren“ gewiß den Worten des Verire ers einer

ſtadt noch achten. (Große Heiterkeit.
Beim Kapitel Volks ſchulen fordert Stadtv. Oſter-
burg die Vermehrung der Rektorate. Wenn, wie jetzt, bis
2000 Kinder einem Rektor unterſtehen, ſo darf dieſer Zuſtand
nicht beibehalten werden. Jn Kröllwitz und Trotha müſſen
gleich den Schulen in der innern Siadt die Schulen acht-
ſtüfig gemacht werden, jetzt ſind ſie noch ſiebenſtufig. Die

Schallerziffern ſind in vielen Klaſſen zu hoch; ſie betragen bis
60 und. 63 Köpfe. Da kann kein Lehrer ſo erfolgreich unter-
richten, wie es nötig iſt. Wir ſehen darum, daß die meiſten
Kinder nicht das Schulziel in der erſten Klaſſe erreichen ſon-
dern nur bis zu den mit leren Klaſſen gelangen. Wir können
nicht genug für unſere Volks ſchulen tun.

Stadtſchulrat Brendel Die Vermehrung der Rektorate
iſt allerdings erwünſcht. Für Kröllwitz und Trotha iſt in
Giebichenſtein eine achte Knabenklaſſe eingerichtet worden, die
ſtark beſucht wird. Die Kiaſſenfrequenz iſt in manchen Fällen
noch zu groß; aber es wird beſtändig an der Herabſetzung
earbei et. Es iſt auch ſchon viel deſſer geworden. Fur die

Volksſchulen wird mindeſtens ſoviel getan, wie für die höhe-
r Schulen. Es iſt auch richtig daß den Schwächeren zuerſt
d wird. Vielleicht wird man dazu gelangen das Lehr
ziel an den Volksſchulen herabzuſetzen oder zur Siebenſtufen-
ſchule zurückzukehren, damit mehr Kinder das Lehrziel er-
reichenrn Thiele: Dieſer Weg darf nicht beſchritten wer-
den er würde e ne Verſchlechterung bedeuten. Man ſete die
Schülerzahl in den Klaſſen herab dann werden die Lehrer hre
Amzgabe beſſer erfüllen können. Für jeden Gymngſiaſten zayltdie Stadt dieſes Jahr 104 Mk. Zuſchuß, für jeden Oberreal-
ſchüler 156 Mk., für jede „höhere Tochter“ und jeden Mitteller 63, für jeden Vo ks chüler noch nicht 60 Mk. Bei den
Knavenſchulen gibt es nur 7 erſte Klaſſen 14 zweite 19drtte,

vierte, aber 25 fünfte Klaſſen; bei den Mädchen 9 erſtez weite, 21 dritte und 25 vierte. Man ſieht ein we kleiner

Teil der Vo'ksſchüler das Lehrziel erreicht. Weniger Kinder
in einer Klaſſe, dann wird der Lehrer erfo greicher wirkentänhen Dann aber erſuche ich auch den Stadtſchurat den
Prügelpädagogen, deren es zum Glück ja nur wen ge an den
hieſigen Schuen gibt, unnachſichtlich das Handwert zu legen

eben o dem Mißbrauch, Er a par.eiporitiſchen
gitationen zu benutzen, ein Ende zu bereiten.n r Bei den Zuſchüſſen zu den Mittel-

und höheren Schulen möge man g. e ani ö Schuſen ein tüchtiges Stück Schuſge d zahled e den höheren Schwen ſindmüßten. Die Schu verhältniſſe in Sſ kwer als in den Volksſchulen. Die Vorksſchulen ſind

t P äſte. Jtadiv. Meyer tritt auch für die Herabm nderung der
Herr Thiele das habe er auch gehört iſt einuenz ein. ſter werde wohl nichtbe iebter Lehrer gewe en; aber auch er re ohne Stock ausgekommen ſein. Jch will die Prügel-

pädagogik keineswegs in Schutz nehmen ſo viel wie Zrüter
wird aber nicht mehr geprügelt. Jeder Sch ag den ein Lehrer
ine müſſe jetzt gebucht werden. Das Vol'sclatt ei gar zu

eneigt, bei mal vorkommenden Prügele en ellzuſehr gegen
che Lehrer Partei zu ergreiſen; man möge immer erſt be dee hören Wehen Dinge überhaupt nicht voreilig in der

eröffentlichen.ehe Brendel kat ebenfalls ſolche Vorgänge aus
den Schufen nicht in der Preſſe zu veröffentlichen. Dadurch

de nicht nur die Autorität des prügelnden Lehrers, ſondern
die Auforität aller Lehrer in Frage geſtellt.

Stadt Herz au führt aus, im vorigen Dezennium kamen
Do0 Schüler auf ein Rektorat, jetzt nur 10 000 Wenn vieleShler nicht die erſte Klaſſe erreichten. o liege das mit an

er mangelnden Geſundheit. Deshalb ſind Schulärzte not-
w. Oſterburg: Hätte man unſern zum erſten Male
ſchon vor ſieben Jahren geäußerten Wünſchen Rechnung ge-
iagen dann hätten wir längſt Schulärzte.

tadkv. iel e: Das Voſksblatt nimmt nur von ſoſchenne wenge durch Lehrer Notiz, die alles Maß überſteigen
Mißhand lungen
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W. Poldeverwaltung mit 76 663 Mk. Einnahme und 808 545 M 9 3wie jüngſt der in Giebichenſtein. Die Lehrer dürfenich nicht Far die Haliung des Volksbiattes h
Setzt aber ein Lehrer alle Rügſichten außer acht, die er auf
die Kinder, m ſich und ſeine Kollegen zu nehmen hat, ſo
wird es eben öffenüich angenagelt. So haben wir es bisher
gehalten und wird es auch in Zukunft geſchehen.
„Bei Weiterperpachtung von r Gartenfür 2100 Mark ſtatt bisher 2400 Mark fragt Stadtv. Thie le

an, ob auch der neue Vertrag die ungenten Beſtimmung ent
halte, daß der Saal der ſozialdemokratiſchen Partei nicht zur
Verfügung geſtellt werden dürfe. Solange das geſchehe, dürfe
man ſich nicht über den Rückgang der Pachtſumme wundern.
Denn die „niedergerittenen“ Arbeiter bildeten in Halle die
große Mehrheit auch in Zukunft werde das ſo bleiben. Stadt
rat Dr. Krahmer: Der neue Vertrag liegt dem Magiſtrat
noch nicht vor.

Bei Verpachtung der Turnhalle am Roßplatze für
2800 Mark bringt Stadtv. Em mer zur Sprache, daß der Turn
verein und der Hausmann außerdem noch Abgaben vom Pächter
fordern, ſodaß dieſer noch einige hundert Mark mehr zu zahlen
hat als der Pacht beträgt. Auskunft darauf wird nicht erteilt.

Als Rennpreis für den Sächſiſch-Thüringiſchen Reiterverein
ordert der Magiſtrat 1000 Mk. Die Stadtv. Oſterburg und
hiele wenden ſich ſcharf gegen dieſe Bewilligung, da ſolche

Pferderennen der Pferdezucht nicht dienen ſondern Tierſchindereien
ſind. Stadtv. Em mer beantragt Vertagung, da die Sache nicht
auf der Tagesordnung ſtehe und doch keine EKilſache ſei.
Bürgermeiſter Dr. Rive befürwortet die Bewilligung die
Rennerei ſei keine Tierquälerei. Stadtv. Oſterburg be-
zweifelt die Beſchlußfähigkeit. Die Auszählung ergibt 33 Stadt
verordnete. Die Verſammlung iſt alſo nicht beſchlußfähig.
Dr. Rive beſtreitet das. Aber Stadtv. Glimm teilt den
Standpunkt Thieles, daß das Kollegium zu 66 Stadtverord-
neten gezählt werden müſſe, wenn es jetzt auch nur 62 gebe.
Gegen den Proteſt Thieles wird nach Heranholung mehrerer
Herren eine nochmalige Auszählung vorgenommen, die 36 An
weſende ergibt, alſo eine beſchlußfähige Zahl. Mit großer
Mehrheit werden nun die 1000 Mk. bewilligt und die Sitzung
hierauf nach 8 Uhr geſchloſſen.

Gerichtsſaak.
Schwurgericht.

Halle, 4. März.
Unter dem Vorſitz des Landgerichtsrats Redantz begann
heuie die zweite diesjährige Schwurgerich. speriode. Die An-
klage vertrat heute der Erſte Staatsanwalt Schweiggert.

Ein grofßzſtädtiſches Sittenbild
kam be ie in einer Anklage wegen Straßenraubes gegen fol-
gende Perſonen zur Verhandlung: Arbeiter Otto Bork,
deſſen Bruder Hermann Bort, Paul Pfeiffer, Georg
Schulze und Klempner Hans Pyeiffer. Dieſe Ange-
klagten ſind 17 bis 25 Jahre alt, teils gering beſtraft Schucze
dagegen iſt ſchon wegen Diebſtahls und auch wegen Körper-
verrehung mit neun Monaten und auch mit einem Jahr drei
Monaten Gefängnis beſtraft. Neben dieſen fünf Angeklagten
mizten aber auch die Schweſſern Margeree an
Jahre alt, von Beruf Schneiderin und wegen Gewerbsunzucht
vokorſteaſt, und die 1hahrige Arbeilerin LCharrole Hanak
auf der Anklagebank Platz nehmen. Die beiden Mädchen ſind
die Töchter eines Baumeiſters, der in Leipzig lebt. Sch.echte
Erziehung, Arbeitsloſigkeit und Not mögen mit die Urſachen
zu der Tat geweſen ſein Die fünf jungen Arveiter die
meiſtens auf Bauten beſchäftigt wurden, ſagten, wegen des
Froſtes hätten ſie damals nicht arbeiten tonnen. Auf den
Einwurf des Vorſitzenden, daß die Angeklagten doch dann auch
nicht in die Kne pen zu gehen brauhen, erklärte der eine und
der andere, ſie hätten gehofft, daß dieſer oder jener einen aus
gebe. Der eine Angettagte haue eif Glas Bier gelrunzen.
Auf die Frage, wo er das Geid dazu her habe, entgegnete
er, er habe die Mitangeklagten tätoweert und dafür Geſchente
erhaten. Sämtliche Angec.agten befinden ſich in Haft. Sie
werden beſchuidigt, in der Nacht vom 4. zum 5—.
me n ſchaftlich und nach Verabredung dem Reiſenden ax
Kaiſer aus Groß Ouersleben auf offener Straße ein Por e
monnaie mir Gewalt weggenommen zu haben. Die Anklage
ſtützt ſich auf folgenden Vorgang: Am Abend des 4. Febr.
gegen 9 Uhr kamen die Gebrüder Bork und Pleiſg in das
Reſtaurant à la Aſchinger in der Leipzigerſtraße. Dort ſaßen
die beiden Mädchen mit dem Reiſenden Kaiſer an einem Tiſch
und zechten. Als die Brüder Bork mit den Spweſtern Hanak
in Berührung kamen, beſprachen ſie ſich, gemeinſchaftlich in die
Kneipe Zum gemuütlichen Ruſſen nach der Kiausſtraße zu
gehen. Der Plan wurde ausgeführt, der Reiſende ging mit
in das Lokal und zeigte ſich den dort anweſenden Gäſten
gegenüber ſehr ſpendabel. Jm Lokal Zum gemütlichen Ruſſen
weiten die übrigen Angeklagten und ein Soldat der Schutz
truppe Gülßner. Ein Arheiter Fteinkopf war mit den Fe'den
Mädchen ſchon im Aſchinger geweſen und ebenfalls mitgegangen.
Schon in dem erſten Lokale ſoll Margarate Hangt den Borks
mit einem Hinweis auf den Reiſenden zugerufen haben: „Der
hat Pulver, ſchlagt dem ens vor den Kopf.“ Jm Hineer-
zimmer des Ruſſen machte ſich der Schutztruppenſoldat auch
an Charlotte Hangk heran; man ſprach davon, den Reſſen-
den zu verſetzen, wurde aber dahingehend einig, ihm erſt das
Geld abzunehmen. Um 2 Uhr nachts wurde das Lokal ge-
ſchloſſen und die Befeiligten beabſſchtigen noch im Lokal
Stadt Sangerhauſen in der Brunoswarte eins zu trinken Die
be den Gebrüder Bork gingen vorweg; dann kamen die beiden
Mädchen, die Kaiſer un erge'aßt hatten ind dah nier die
übrigen Angeklagten, der Schutztruppenſoldat und der An-
ſtreicher Ste nkop Plötzlich erhielt der Reiſende Kaiſer von
dem Mädchen einen Stoß; der Geſtoßene, üher den ſofort
einige Angellagte herfielen, wurde zu Boden geworfen: Pfe ſſer
und die andern ſollen ihn umfaßt und Otto Bort ſoll ihm ge-
waltſam das Portemonnaie aus der Taſche geriſſen haben.
Als nun der Reiſende Hilfe rief und Bewohner der Brunoswarte
aus den Fenſtern hinausſchauten, ergriffen die Angeklagten nach
der von Schulze ausgebenen Parole: „Treffpunkt Paradeplatz
ſämtlich die Flucht. Der Reiſende lief nach der Polizei und
traf nach ſeiner Rückkehr zufällig mit den auf der Flucht be
ſindlichen Mädchen zuſammen. Letztere wurden nach der Wache
gebracht und nannten dann diejenigen Perſonen, die an dem
Geſchehnis beteiligt waren. Das geraubte Geld hatte Schulze
auf der Flucht an ſich genommen. Da man ſich aber verfolgt
glaubte, unterließ man in betreffender Nacht die Teilung und
beſchloß, dieſe am anderen Morgen auf dem Bahnhof vorzu
nehmen. Es ſollten nach der Wechſelung des Geldes erhalten,
die fünf männlichen Angeklagten je “/s, die beiden Mädchen zu
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der Schutztruppenſoldat und Stein rovf ebenfallse e P hweige id. Aus der Teilerei wurde michts
un noch in derſelben Racht des Geſchehniſſes wurden ſänecliche

ſßecklagte, als ſie nach und nach von der Ziegelwieſe kamen,
eſtgenommen.Sie Angeklagten ſind teils geſtändig und beſchuldigen i

teils gegenſeitig. Der Angeklagte Seyfarth ſagt, e
und der utztrnppenſoldat hätten von der Sa wut
Seyfarth will in fraglicher Nacht 35 Glas Bier getrunken und
nur ſo „im Duſel“ wipemacht haben; er nennt ſich Gelegenheits
arbeiter. Schulze will von der Sache nicht viel wiſſen und im
Ruſſen“ erſt, wohin er mit dem Soldaten kam, mit den übrigen
ngeklagten zuſammengetroffen ſein; er will auch den kref

punkt angegeben haben. Margarete Hanak beſtreitet die
Aeußerung getan zu haben: „Der hat Pulver, ſchlagt dem eins
vor den Kopf“. Charlotte Hanak, die erſt aus der Klinik für
Frauenkrankheiten entlaſſen worden iſt, ſagt, daß ſie den
Reiſenden auf der Leipzigerſtraße kennen gelernt habe; ob ſie
ihn zuerſt angeſprochen habe, wiſſe ſie nicht. Den Reiſenden
zu Boden geſtoßen zu haben, beſtritten die Mädchen. Margarete
Hangk will dem Otto Bork, als der Reiſende zu Boden fiel,
die Worte zugerufen haben: „Wie kannſt du denn den Herrn
hinſtoßen.“ Ein Angeklagter will ſchließlich den Schutztruppen
ſoldaten um Schutz gebeten haben. Der Vater der beiden
Mädchen ſoll früher Maler geweſen ſein.

Die Beweisaufnahme geſtaltete ſich ſehr umfangreich und
wirkte beſonders belaſtend für Schulze, der der Unſchuldigſte
ſein wollte. Er wollte das Geld nur an fich genommen haben,,
um es aufzube oahren. Einige e beſchuldigen auch den
Schutztrupvenſoldaten; letzterer ſtellt aber unter dem Eide jede
Mittäterſchaft in Abrede und er wird auch von einigen An
geklagten entlaſtet. Am betreffenden Abend hatte er 68 Mark
Geld bei ſich. Der Hauptbelaſtungszeuge war der Reiſende
Kaiſer. Er hatte aus den Mienen der Angeklagten in der
Kneipe „Zum gemütlichen entnommen, daß man gegen

ihn etwas plante. Aus den diepräge hatte er auWorte vernommen: „O, hat der viel Geld“. Daß man ihn
berauben würde, hatte er aber nicht vermutet. Jn der Brunos
warte habe man ſich, nachdem man ihn zu Boden geworfen,
auf ſeine Bruſt gekniet und ihm die Gurgel zugehalten, damit
er nicht Hilfe rufen konnte. Von dem geraubten Gelde hat er
91 Mark wieder zurückerhalten.

Der Erſte Staatsanwalt bezeichnet den Ueberfall als eine
gemeine Lattchertat, gegen die energiſch vorgegangen werden
müſſe. Am Mittwoch ſtehe ſchon wieder ein Raub zur Ver
handlung, an dem bedauerlicherweiſe auch junge Leute beteiligt
ſind. Bei Schulze, der erheblich vorbeſtraft iſt, möge man die
mildernden Umſtände verneinen: den anderen ÄAngeklagten
möge man aber die mildernden Umſtände zubilligen, wenn die
Angeklagten auch nach dem Grundſatz zu beurteilen ſind:
„Gleiche Brüder, gleiche Kappen“. Die Verteidiger Kaßler
und Daatze treten für eine milde Beurteilung ein. Die Ge
ſchworenen möchten ſich nicht durch übertriebenes Schreckgefühl
vor Lattchern zu hohen Strafen verleiten laſſen. Die An
geklagten wären zurzeit der Tat arbeitslos geweſen. Die Ge
ſchworenen erklärten die Gebrüder Bork, Pfeiffer und Seyfarth
des ſchweren Raubes und Schulze der Begünſtigung am Raube
für ſchuldig, verſagten aber ſämtlichen Angeklagten
die Zubilligung mildernder Umſtände. Die beiden
Mädchen wurden für nichtſchuldig erklärt. Sie mußten
demzufolge antragsgemäß freigeſprochen werden. Bezüglich der
Angeklagten Otto Bork, Pfeiffer und Seyfart h wies
der Erfte Staatsanwalt darauf hin, daß er auf Grund des
Geſchworenenſpruches und der Verſagung der mildernden Um
ſtände gezwungen ſei, auch gegen dieſe drei Angeklagten die
Mindeſtſtrafe von

je 5 Jahren Zuchthaus
zu beantragen. Das Gericht mußte auch darauf erkennen.
Gegen Schulze hatte der Staatsanwalt mit Rückſicht auf die
Strafen der jüngeren Angeklagten ebenfalls fünf Jahre Zucht-
haus beantragt. Das Gericht konnte aber in dieſem Falle weit
unter den Antrag heruntergehen, da die Geſchworenen bezüglich
Schulze nur Begünſtigung angenommen hatten. Er kamdeshalb mit zwei Jahren Suche davon. Gegen den noch
nicht 18 jährigen Hermann Bork konnte der Staatsanwalt mit
Rückſicht auf deſſen Jugend drei Jahre Gefängnis beantragen;
das Gericht ließ ihn mit zwei Jahren Gefängnis davonkommen.
Die Verhandlung erreichte erſt nach 6 Uhr abends ihr Ende.

Parteinachrichten.
Gehausſucht wurde am Sonnabend in Gotha beim

Vorſitzenden des Sozialdemokrati ſchen Vereins, dem Genoſſen
ſaß von zwei Schutzleuten. Der Liebe Müh war um
vnſt.

=mv2Briefſaſten der Redaktion.
Rittergut Teuchern. Bei der Kündigung kommt es darauf

an, ob Sie als Knecht oder als Arbeiter angenommen ſind.
Jn erſterem Falle mußten Sie ein Vierteljahr kündigen, im
letzteren genügten die 14 Tage. Lohn darf nicht eindbehalten
werden. Den fönnen Sie herausklagen.

K. M., Höhnſtedt. Natürlich kann der gegneriſche Rechts
anwalt die Koſten von Jhnen verlangen, da Sie der Verſpieler
ſind. Vom Lohn abzuziehen iſt unzuläſſig.

P. N. Sie können nur die Rückerſtattung der Beiträge
vertangen, wenn Jhre Frau wegen Jhrer Erwerbsunfähigkeit
die Ernährerin der Familie war. Sonſt nicht.

SFetzte Nachrichten.
Revolution in Rußland.

Warſchau, 5. März. Jn der Petriekauer Straße erſchoſſen
geſtern drei Jndividen den Offizier des Jekaterinburgſchen
Regiments Dolukoff und entflohen.

Statt Zuchthaus Gnade.
Freiburg i. Br., 5. März. Der Großherzog von Baden

hat den wegen Verleitung zum Meineid zu einem Jahr Zucht
baus verurteilten Zentrumsagitator Pfarrer Gaiſert zu ſechs
Monaten Gefängnis begnadigt.

Verantwortlicher Redakteur: Oskar Fröhlich in Halle.

hne Lolo
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wird die sparsame
Hausfrau nach dem

ersten Versuch nicht

mehr sein wollen.
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